
Stoppt das Morden,  stoppt den
Krieg  –  Im  Kongo  wie  in
Palästina
Von Jona Everdeen, Dezember 2023

Während die Welt über den brutalen genozidalen Krieg Israels gegen die
Palästinenser_Innen in Gaza spricht und der Krieg in der Ukraine gleichzeitig
immer mehr aus dem Rampenlicht verschwindet,  redet niemand darüber,
dass  ein  anderer  Konflikt,  der  in  der  Vergangenheit  Schauplatz  von
zigtausend,  wenn  nicht  gar  millionenfachem  Morden  war,  wieder
ausgebrochen ist. Die Rede ist vom Kongo und vor allem dessen östlicher
Provinz Nord-Kivu. Der Konflikt hat seine Wurzeln im Kolonialismus und für
sein  erneutes  Aufflammen  ist  sehr  maßgeblich  der  Imperialismus
mitverantwortlich.  Der  Kongo  gehört  zu  den  ärmsten  der  armen
Halbkolonien  in  Afrika  und während der  Imperialismus ganz  aktiv  dafür
verantwortlich ist, dass die politische Lage dort sehr instabil ist und Konflikte
darum kaum befriedet werden können, interessiert das Schicksal der dort
lebenden Menschen in den imperialistischen Zentren niemanden.

Von der Kolonie zur Halbkolonie
Der Kongo ist wohl eins der brutalsten Beispiele dafür, wie Kolonialismus
und Imperialismus ein Land zerstören können. Der immense Reichtum des
Landes an verschiedensten Bodenschätzen spielte dabei eine maßgebliche
Rolle, und war bislang stets mehr Fluch als Segen.

So war das Land bereits Opfer einer der brutalsten Kolonialherrschaften
unter  dem  belgischen  König  Leopold,  welcher  durch  seine  private
Kolonialmiliz  massenhaft  Menschen  massakrieren  und  verstümmeln  ließ,
wenn sie nicht die von ihm geforderten absurd hohen Mengen an Kautschuk
lieferten. Doch auch nach der Unabhängigkeit  wurde es nicht besser,  so
sorgten vor allem Belgien und die USA dafür, dass die „Unabhängigkeit“
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nach  ihren  Vorstellungen  ablief,  ließen  den  fortschrittlichen  Führer  der
kongolesischen  Befreiungsbewegung,  Patrice  Lumumba,  ermorden  und
unterstützten  Joseph  Mobutu  dabei,  eine  brutale  und  extrem  korrupte
Diktatur aufzubauen. Unter Mobutu ging der komplette Reichtum des Landes
an  europäische  Mächte  und  eine  kleine  nationale  herrschende  Klasse,
während das Land verarmte und die  Infrastruktur  verfiel.  Grund für  die
Unterstützung Mobutus war neben der Garantie, dass europäische Konzerne
die Rohstoffminen weiter nutzen konnten, auch, dass Mobutu die Rolle des
imperialistischen Gendarms in  Zentralafrika  einnahm und versuchte,  den
Einfluss der Sowjetunion in der Region klein zu halten. Aus einer Kolonie,
erst  des  Königs  dann des  belgischen  Staates,  war  eine  Halbkolonie  des
westlichen Blocks geworden.

Der  Kongokrieg  –  Die  Rückkehr  eines
vergessenen  Grauens?
Der jüngst wieder ausgebrochene Konflikt ist Folge der Kongokriege, welche
am Ende der Mobutu Diktatur das Land in neuen Schrecken versetzten. Der
2.Kongokrieg, auch „Afrikanischer Weltkrieg“ genannt, zwischen 1998 und
2003 gilt als einer der brutalsten Kriege seit dem 2.Weltkrieg und es wird
geschätzt,  dass  insgesamt rund 6 Millionen Menschen dem Konflikt  zum
Opfer fielen.

Ein Auslöser für den Krieg war der entsetzliche Genozid im benachbarten
Ruanda, wo sich die Tutsi und die Hutu, zwei Volksgruppen, die von den
belgischen Kolonialbehörden gegeneinander ausgespielt wurden und seitdem
verfeindet  waren,  extrem  brutale  Kämpfe  lieferten.  Diese  fanden  ihren
schrecklichen Höhepunkt im ruandischen Genozid 1994, wo innerhalb von
hundert  Tagen bis  zu  eine  Millionen Tutsi  ermordet  wurden.  Nach dem
Rückzug der Hutu-Milizen ins östliche Kongo, marschierte Ruanda dort ein
und  es  kam  dabei  zu  einer  jahrelangen  gewalttätigen  Eskalation.  Den
ruandischen Truppen, sowie ihren Verbündeten aus Burundi, Uganda und
verschiedenen Milizen gelang es, rund die Hälfte des Kongo zu erobern und
teils gewaltsam zu plündern.



Nach dem zunächst vielversprechenden Friedensprozess in den 00er Jahren
fand der Konflikt jedoch nie wirklich eine dauerhafte Lösung. Während der
Kongo und Ruanda sich in Diplomatie versuchten, führten Hutu-, Tutsi- und
andere Milizen immer wieder Kämpfe, vor allem in der Nord-Kivu Provinz.
Vor nun etwa zwei Monaten stieß die Tutsi-Miliz „M23“ vor und eroberte
mehrere  Städte.  Aus  Angst  vor  einem  neuen  großen  Krieg  ergriffen
hunderttausende die Flucht. Vorausgegangen waren dieser Offensive brutale
Morde an Angehörigen des Tutsi Volkes im Ostkongo, teilweise wohl durch
Unterstützung  oder  mindestens  wohlwollende  nicht-Einmischung  der
kongolesischen Sicherheitskräfte.  Der Kongo wiederum wirft  Ruanda vor,
M23 aktiv zu unterstützen und an den Angriffen in Nord-Kivu beteiligt zu
sein und wies den ruandischen Botschafter aus.

Während  in  der  Region  die  Angst  vor  einem neuen  Kongokrieg  wächst,
interessiert  sich  im  Westen  fast  niemand  für  die  dortige  Situation.  Für
westliche Konzerne hat es schließlich keinen Unterschied gemacht, ob mit
Ruanda verbündete  Milizen  oder  die  kongolesische  Regierung ihnen von
brutal  ausgepressten  Arbeiter_Innen,  häufig  Kindern,  gefördertes  Gold,
Coltan  und  Kobalt  zu  Spottpreisen  zur  Verfügung  stellen.

Ringen um Rohstoffe – Wie sich die Weltlage
auf den Kongo auswirkt
Was jedoch EU und USA Sorgen bereiten dürfte, ist der zunehmende Einfluss
Chinas im Kongo. Während nämlich die westlichen Imperialisten nicht nur
beim Kongokrieg einfach zusahen, wie das Land im Chaos versank, solange
die Rohstoffe weiter ausgeführt wurden, investiert seit geraumer Zeit China
darin,  die  kaputte  und  teils  kaum vorhandene  Infrastruktur  des  Landes
wieder  auf-  bzw.  auszubauen.  Dies  veranlasst  in  jüngerer  Vergangenheit
immer  größere  Teile  der  sich  inzwischen  demokratisch  präsentierenden
kongolesischen Bourgeoisie dazu, sich stärker hin zu China zu orientieren,
welches den Kongo scheinbar zum ersten Mal auf Augenhöhe behandelt und
bessere  Preise  für  die  Rohstoffe  anzubieten  scheint.  Dass  es  China  in
Wahrheit nicht um Hilfe geht, sondern eben darum, selbst ein größeres Stück
vom kongolesischen Kuchen abzubekommen, sollte jedem klar sein. Dabei



spielt vor allem eine Ressource heute eine Schlüsselrolle: Kobalt. Ähnlich wie
in den 00er Jahren bei Coltan findet auch die weltweite Kobaltproduktion
zum Großteil im Kongo statt.

Kobalt  ist  dabei  besonders  zentral  für  die  als  „Grüne  Lösung  für  den
Verkehrssektor“ verkauften E-Autos, welche in Wahrheit nicht grün, sondern
blutig sind. China, welches versucht, den USA die Vorreiterrolle im Kampf
um die neuesten Technologien abzunehmen, braucht dieses Kobalt  sowie
auch das Coltan aus dem Kongo und fährt entsprechend dessen klassische
Strategie: „Wir sind eure Freunde, wir bauen für euch Infrastruktur, dafür
kriegen wir eure Rohstoffe. Vom Westen kriegt ihr weniger.“ Ein Deal, den
zahlreiche halbkoloniale Regierungen gerne annehmen.

Doch  auch  wenn  die  Ausbeutungsbedingungen  des  chinesischen
Imperialismus  tatsächlich  etwas  besser  sein  können  als  die  Belgiens,
Frankreichs  oder  der  USA,  ändert  das  nichts  daran,  dass  auch  das
imperialistische  China  den  Kongo  ausbeuten  will,  dass  es  sich  um  die
Kongoles_Innen nicht kümmert, dass es ihm egal ist, ob Kobalt und Coltan
unter widrigsten Arbeitsbedingungen von Kindern abgebaut werden, solange
die Ressourcen nur in den Fabriken von Shenzen landen statt in denen von
Detroit oder Duisburg.

Wenn jedoch tatsächlich der Kongo mehr und mehr von einer Halbkolonie
des Westens zu einer Halbkolonie Chinas wird, dann kann es sein, dass der
Westen  ein  aktives  Interesse  daran  gewinnt,  das  Land  noch  weiter  zu
destabilisieren, auch wenn das zum Preis hunderttausender weiterer Toter
geschieht.  Fakt  ist  jedenfalls,  die  Leittragenden im Kampf  um Rohstoffe
werden  weiterhin  die  kongolesischen  Arbeiter_Innen,  Bäuer_Innen,
Jugendliche  und  Kinder  sein.

Only one Solution – Revolution
Der  Kongo  ist  kein  Einzelfall,  im  Gegenteil:  Der  absolute  Großteil  der
Konflikte  in  afrikanischen Ländern haben ihren Ursprung maßgeblich im
Kolonialismus und werden heute durch den Imperialismus entweder direkt
geschürt oder zumindest einmal begünstigt werden.



Für  die  Ausplünderung  von  Ressourcen  sowie  den  Ausbau  ihrer
geopolitischen  Stellung  ist  imperialistischen  Mächten  jedes  Mittel  recht,
ganz  gleich  ob  Schuldenfalle,  Destabilisierung  oder  militärische
Interventionen. Dabei kann auch der Wechsel der imperialistischen Macht
keine Lösung sein, da diese China/Russland, auch wenn sie sich gerne als
antiimperialistisch darstellen, selber imperialistische Politik betreiben.

Die einzige wirkliche Lösung ist der Bruch mit dem Imperialismus und der
eigenen  Bourgeoisie,  die  mit  diesem kooperiert,  durch  ein  Bündnis  aus
Arbeiter_Innen,  kleinen  bis  mittleren  Bäuer_Innen  und  einfachen
Soldat_Innen,  das  eine  sozialistische  Revolution  durchführt  und  die
Produktionsmittel  unter seiner Kontrolle verstaatlicht.  Nur so können die
Menschen im Kongo von den Ressourcen ihres Landes profitieren, in dem sie
die Kontrolle über diese an sich reißen! Indem sie internationale Konzerne,
ob nun belgische, französische, US-amerikanische oder chinesische, aus dem
Land werfen und die Vasallen der Imperialisten verjagen! Dafür braucht es
auch einen Zusammenschluss  der  Arbeiter_Innen über  Volksgrenzen und
über  Staatsgrenzen  hinweg.  Die  Arbeiter_Innen,  Bäuer_Innen  und
Jugendlichen müssen für die einzige echte Lösung der Krise und das einzige
dauerhafte  Ende der  Ausbeutung und Unterdrückung kämpfen:  Für  eine
sozialistische Föderation der Völker Afrikas!

Der Höhenflug der AfD
Von Vladlen Uljanow, Oktober 2023, Revolution Zeitung September 2023

Erstmals besetzt ein Politiker der AfD das Amt des Landrats in Thüringen, in
Sachsen-Anhalt  stellt  sie  einen  Oberbürgermeister  und  auch  in  den
Wahlprognosen nimmt die AfD wieder ordentlich Schwung auf. Betrachten
wir die Entwicklung der AfD in den letzten Wochen und Monaten so scheint
es erschreckend. Doch woran liegt das?
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Der  Kapitalismus,  die  bürgerliche  Demokratie  sowie  die  politische  Linke
stecken in einer tiefen Krise und die AfD weiß es, sich diese Faktoren zu
eigen zu machen und darauf rechtspopulistische Antworten zu liefern. Diese
stellen aber nicht eine Lösung für die Probleme dar, verschärfen sie viel
mehr. Doch sie können den Unmut für ihre eigene Agenda umlenken und für
Wahlstimmen  und  Proteste  mobilisieren.  Damit  treiben  sie  die  gesamte
politische Landschaft nach rechts und werden dabei selbst immer rechter!
Dagegen brauchen wir standfesten linken Widerstand!
Doch der Reihe nach: Was ist eigentlich gerade die Situation?

Die ökonomische Krise:

Schon die  Pandemie hat  die  noch immer anhaltenden Auswirkungen der
Finanzkrise von 2008 weiter verschärft. Doch spätestens die Inflation, die
sich vor allem für  die  Lohnabhängigen und ärmere Zwischenklassen wie
kleine  Ladenbesitzer_Innen  oder  selbstständige  Handwerker_Innen  stark
bemerkbar machen, führen zu der Angst, den aktuellen Lebensstandard nicht
mehr halten zu können. Steigende Kreditunsicherheit erhöht das Risiko von
Verarmung,  Verschuldung  und  Insolvenz  und  auch  die  gestiegenen
Energiepreise lösen bei einem großen Teil der Bevölkerung die reale Angst
vor sozialem Abstieg aus, welche das Vertrauen in eine rosige Zukunft weiter
schrumpfen lässt.  Zeitgleich dazu stagnieren die Löhne und damit haben
Lohnabhängige  effektiv  weniger  Geld.  Wenn  es  mal  zu  irgendwelchen
Unterstützungen  seitens  des  Staates  kommt,  werden  vorrangig  die
Unternehmen gerettet. Die Suche nach Lösungen in Form eines politischen
Richtungswechsels wachsen also immer weiter.

Die Krise der parlamentarischen Demokratie:

Unabhängig  vom  finanziellen  Aspekt,  sinkt  auch  das  Vertrauen  in  die
parlamentarische Demokratie immer weiter. Durch die neoliberale Ideologie
der  kapitalistischen  „Alternativlosigkeit“,  die  dazu  führt,  dass  in  der
Regierung alle Parteien mehr oder weniger die gleiche Politik fahren, fällt es
schwer, noch Hoffnung in eine Veränderung zu stecken.

Es findet auch gerade im Zuge der Krisen eine starke politische Verrohung



statt. Der Hass auf Arme, Migrant_Innen sowie queere Menschen trifft auf
immer mehr Anklang vor Allem bei denen, die Angst vor sozialem Abstieg
haben.  Auf  diese  Gruppen  werden  die  Abstiegsängste  projiziert  und  sie
werden  als  Nutzlose,  Schmarotzer  oder  Bedrohung  beschimpft.  Diese
Sichtweise hat zwar eine reale Grundlage in dem ungerechten System des
Kapitalismus‘,  aber  die  Lesart  wird  trotzdem bewusst  geschürt  von  der
alltäglichen Propaganda, bei der alle bürgerlichen Parteien auf ihre Art und
Weise mitmachen.

Krise der Linken

Die  dritte  Krise  ist  die  Krise  der  Linken,  vor  al lem  aber  des
Linksreformismus‘.  Dieser  hat  es  verpasst,  Antworten  auf  diese
verschiedenen  Krisen  zu  geben  und  sich  als  wirkliche  und  wirksame
Opposition zu zeigen, anstatt sich an die bürgerlichen und konservativen
Parteien anzubiedern oder sich in Schweigen zu hüllen. Das befeuert den
Höhenflug der AfD noch weiter, da sie sich als einzige Alternative darstellen
können und mit ihrem populistischen Gerede durchkommen.

Es braucht revolutionäre Antworten auf diese verschiedenen Krisen, die den
Klassenwiderspruch, also den Widerspruch zwischen Lohnarbeit und Kapital
aufdecken  und  die  herrschende  Klasse  für  diese  verschiedenen  Krisen
verantwortlich  macht,  anstatt  einer  Politik,  die  den  Arbeiter*innen  nur
minimale  Verbesserungen  innerhalb  des  Kapitalismus‘  verspricht  und  es
nicht mal schafft, diese in Regierungsverantwortung umzusetzen. Hierdurch
versinkt  die  gesellschaftliche  Linke  momentan  in  Ziellosigkeit  und
Verwirrung  und  kommt  nicht  in  die  Position,  Siege  zu  erringen.

Wie nutzt die AfD diese Situation aus?

Die AfD hingegen bespielt  sehr erfolgreich die Rolle  der Opposition.  Sie
lehnen vermeintlich alles ab, wofür die anderen Parteien stehen, und hat es
im Zuge dessen auch in gewisser Weise geschafft, einen Anti-Establishment-
Kurs populär zu machen, der sich aber nicht gegen die herrschende Klasse
richtet, sondern gegen die herrschende Politik wettert und auf eine „falsche
Repräsentanz“ pocht,  also gewissermaßen nur Establishment austauschen



will. Die AfD verfolgt hier die Strategie der Neuen Rechten: Um aus der
Isolation zu kommen, werden Begriffe verbreitet und Themen besetzt, um die
Gesellschaft  und  die  politische  Landschaft  nach  rechts  zu  treiben.
Gleichzeitig will man sich als nur etwas aufmüpfigen Teil der bürgerlichen
Politik darstellen. Hier ähnelt die AfD all den anderen rechtspopulistischen
Parteien in  Europa,  die  schon seit  Jahren immer wieder  in  Regierungen
gelangen. Man sieht dort,  was uns bald blühen könnte:  Angriffe auf das
Sozialsystem, Entrechtung von Minderheiten und Linken,  autoritäre Law-
And-Order-Politik.

Doch was können wir tun?

Der wichtigste Schritt ist es, klassenbewussten Widerstand aufzubauen, der
also  zum einen  im  Gegensatz  zur  AfD  wirklich  für  die  Interessen  aller
Arbeiter_Innen kämpft und nicht die verschiedenen Gruppen gegeneinander
ausspielt,  um am Ende  eigentlich  Politik  für  die  herrschende  Klasse  zu
machen. Zum anderen muss der Widerstand entschlossen und geeint gegen
die Bedrohung von rechts stehen!

Im letzten Jahr sind während der Tarifrunden mehrere Tausend Menschen
den Gewerkschaften beigetreten und haben sich aktiv am Kampf für faire
Löhne  und  bessere  Bedingungen  eingesetzt.  Es  bilden  sich  neue,
kampfbereite Teile der Klasse aus, denen zwar die Gewerkschaftsbürokratie
unter  Druck  der  Kapitalist_Innenklasse  Steine  in  den  Weg  legt  und
dementsprechend wieder frustriert wurden. Aber auch eine Radikalisierung
in  Teilen  der  sozialen  Bewegungen  wie  der  Umweltbewegung  lässt  sich
erkennen.

Nur weil bürgerliche Parteien wie die LINKE es nicht schaffen, die Dynamik
aufzugreifen,  heißt  das  noch  lange  nicht,  der  Kampf  gegen  die  AfD sei
verloren.

Um die reaktionäre Politik der AfD zu bekämpfen, müssen wir eine Antwort
auf  die  realen  sozialen  Probleme  bieten.  Nur  eine  Bewegung,  die
kompromisslos  und  damit  revolutionär-antikapitalistisch  für  die  sozialen
Interessen  der  Lohnabhängigen,  Krisengebeutelten  und  Unterdrückten



kämpft,  kann  den  Aufstieg  der  AfD nicht  nur  zeitweise  ausbremsen.  Im
Hinblick  auf  die  weitere  Zuspitzung  weltumspannender  Krisen  und
drohender  Kriege  zeigt  sich  die  Bedeutung  einer  internationalen  und
solidarischen Organisierung. Diese Diskussion müssen wir einerseits mit den
Gewerkschafter_Innen und sozialen Bewegungen führen, um diese davon zu
überzeugen, dass wir mit den Mitteln des Klassenkampfes gegen die Angriffe
der Regierung, des Kapitals und der Rechten angehen sollten. Andererseits
geht es darum, eine strategische Diskussion, um eine revolutionäre politische
und programmatische Alternative zu führen, um so die Grundlagen für eine
revolutionäre Partei und Internationale zu legen.

Sexismus  tötet,  Macht
korrumpiert  und die Regierung
vertuscht  das  Problem:
Protestwelle in Bulgarien gegen
Gewalt gegen Frauen
von Leonie Schmidt, September 2023, zuerst veröffentlicht in der Infomail
der Gruppe Arbeiter:innenmacht

Сексизмът убива, власта прекрива!
Nach einem versuchten Femizid im Juni 2023 in Bulgarien, bei welchem eine
18-Jährige von ihrem Ex-Freund mit 21 Wunden durch ein Teppichmesser
zugerichtet  und  mit  Knochenbrüchen  übersät  wurde,  flammte  eine
Protestwelle gegen Gewalt gegen Frauen auf. Besonders schockierend für die
Protestierenden: Der mutmaßliche Täter kam einige Tage später wieder auf
freien Fuß und wurde wegen angeblich „leichter“ Verletzungen des Opfers
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freigesprochen!

Seitdem gehen die Menschen auf die Straße. Das ist gerade für dieses Land
etwas Ungewöhnliches, denn wie Organisator_Innen des 8. März berichteten,
kamen  in  den  vergangenen  Jahren  nur  wenige  Personen  zu  ihren
Kundgebungen.  Jedoch begann die Entwicklung,  dass es mehr und mehr
Leute  auf  Proteste  für  Frauenrechte  zog,  bereits  2018,  nachdem  ein
Schulmädchen mit Säure überkippt wurde. Auf den aktuellen Protesten sind
vor allem junge Akivist_Innen anzutreffen. Veranstaltet wird das Ganze unter
anderem von der Organisation Feminist Mobilization. Sie fordert in erster
Linie eine Verschärfung der Gesetzeslage, denn zum Zeitpunkt der Tat gab
es  noch  nicht  einmal  einen  Paragraphen,  welcher  häusliche  Gewalt  im
Strafgesetzbuch definierte. Aber in ihren Reihen finden sich auch Personen,
die einen Kampf gegen Kapital und patriarchale Strukturen fordern.

Druck auf die Regierung wirkt – oder?
Mittlerweile hat sich die europaorientierte rechte Regierung Bulgariens dazu
bequemt, einige Gesetzesänderungen durchzuführen. Täter und Betroffene
müssen  nun  nicht  mehr  zusammenwohnen,  damit  es  sich  um  häusliche
Gewalt  handelt.  Eine  zweite  Reform  wurde  trotz  Sommerpause
durchgebracht: Künftig gilt es als Beziehungstat, wenn Täter und Opfer seit
mindestens 60 Tagen in einer „intimen Beziehung“ zueinander stehen. Das
ist offensichtlich ein Gesetz, das viele Schlupflöcher für die Täter beinhaltet.
Die Tat ist nicht weniger schlimm, wenn sie am 40. Tag oder 1. Tag passierte.
Der Nachweis, wann die Beziehung begann und ob es sich wirklich um eine
intime (also sexuelle) Beziehung handelt, ist unfassbar schwierig. Wenn man
als Betroffene vor Gericht eine Chance haben will, braucht man also einen
guten  anwaltl ichen  Beistand,  den  sich  besonders  Frauen  der
Arbeiter_Innenklasse  wohl  kaum  leisten  können.

Aber dass es nun zu so einer Laissez-faire-Reform kommt, ist leider nicht
verwunderlich: In Bulgarien richten sich Politiker_Innen nicht erst seit heute
gegen  Frauen  und  explizit  Betroffene  häuslicher  Gewalt.  Seit  Jahren
mobilisieren  rechte  Parteien,  aber  auch  die  sog.  sozialistische  Partei
Bulgariens,  die  linksnationalistisch  und  linkspopulistisch  einzuordnen  ist,



gegen  die  Istanbul  Konvention  (ein  Übereinkommen  des  Europarats  zur
Verhütung  und  Bekämpfung  von  Gewalt  gegen  Frauen  und  häuslicher
Gewalt),  da  damit  die  Grundlage  zur  Einführung  für  die  „Ehe  für  alle“
geschaffen werden würde.

Warum es zu häuslicher Gewalt kommt
Um einen effektiven Weg zur Bekämpfung häuslicher Gewalt zu finden, muss
erst einmal geklärt werden, wie es überhaupt dazu kommt. Kleinbürgerliche
Feminist_Innen versuchen, das entweder mit der Natur des Mannes oder der
Rückschrittlichkeit der Kultur oder Klasse zu erklären, in welchen die Gewalt
stattfindet. Als Marxist_Innen ist uns bewusst, dass häusliche Gewalt nur mit
Blick  auf  die  gesamtgesellschaftlichen  Verhältnisse  erklärt  werden  kann.
Denn sie findet nicht außerhalb der Gesellschaft statt, das Private ist nicht
einfach unpolitisch, im Gegenteil: Häusliche Gewalt findet im Rahmen der
bürgerlichen Familie oder einer ihr ähnlichen Beziehung statt, welche als
Institution elementar für das Fortbestehen des Kapitalismus ist.

Während die bürgerliche Familie in der herrschenden Klasse eine andere
Funktion hat, auf die hier nicht näher eingegangen werden soll, übernimmt
sie in der Arbeiter_Innenklasse wesentliche Aufgaben zur Reproduktion der
Klasse selbst und somit letztendlich auch des Kapitalismus. Denn hier findet
die Reproduktion der Ware Arbeitskraft statt, was alle Tätigkeiten meint, die
notwendig  sind,  damit  die  Arbeitenden  am  nächsten  Tag  wieder  am
Arbeitsplatz erscheinen und ihrer Arbeit nachgehen können. Darunter zählt
also Kochen, Putzen, Wäsche Waschen, aber auch emotionale Sorgearbeit.
Auch die Erziehung von Kindern fällt mit unter diese Kategorie, damit sich so
die Arbeiter_Innenklasse als Ganze neu reproduzieren kann.

Um  eine  für  das  Kapital  so  günstig  wie  mögliche  Reproduktion
durchzusetzen, wird diese ins Private gedrängt.  Die Arbeiten werden vor
allem von Frauen unentlohnt verrichtet. Dies bildet die Basis für reaktionäre
Rollenbilder,  so  dass  diese  ihrerseits  stetig  zur  Reproduktion  der
geschlechtlichen  Arbeitsteilung  beitragen.  Das  beginnt  schon  im
Kleinkindalter durch Sozialisierung und erstreckt sich über das ganze Leben.



Die Familie existierte aber nicht schon immer, sondern entwickelte sich über
die  Klassengesellschaften  zur  heutigen  Form  hin  und  die  konkrete
Ausprägung  heutzutage  ist  von  der  jeweiligen  Gesellschaftsverfassung
abhängig.  Im  Allgemeinen  gilt  der  Mann  als  Ernährer  der  Familie,
wohingegen die Frau als Hausfrau tätig wird. Das ist natürlich ein Ideal, was
besonders für die Arbeiter_Innenklasse schwer zu erreichen ist, jedoch zu
Zeiten des wirtschaftlichen Aufschwungs zumindest für die bessergestellten
Schichten der Lohnabhängigen ansatzweise etabliert werden kann. Zugleich
wird sowohl mit der Expansion des Kapitalismus wie auch in der Krise die
ökonomische Basis der lohnabhängigen Familie massiv unterhöhlt.

Betrachten wir Bulgarien, so geht es vor allem um die Auswirkungen der
Krise. Die Frauen müssen auch Lohnarbeit nachgehen, um die Existenz der
Familie abzusichern, während gleichzeitig der Lohn des Mannes nicht mehr
zu deren Ernährung ausreicht. Hinzu kommen Angriffe auf die Rechte der
Arbeiter_Innnenklasse und die sozialen Absicherungen wie Sozialleistungen
oder Krankenkassen, um die Profite des imperialistischen Finanzkapitals zu
sichern und dem Fall der Profitraten entgegenzuwirken. Solche Krisen sind
ein Kennzeichen für die Periode, in welcher wir uns aktuell befinden.

Die Krise der Familie bildet also die strukturelle Grundlage der Gewalt gegen
Frauen  in  der  Arbeiter_Innenklasse  innerhalb  von  Familien  oder
partnerschaftlichen Beziehungen,  welche der Familie ähneln.  Denn durch
diese hat der Mann das Problem, dass er der Rollenerwartung als Ernährer
der Familie nicht mehr nachkommen kann, während die Frauen einerseits in
die Lohnarbeit gezwungen werden und andererseits aufgrund der schlechten
Arbeitsbedingungen im Niedriglohnsektor, in welchem sie oft tätig sind, nicht
die Möglichkeit  haben,  dem Täter zu entfliehen.  Dieses widersprüchliche
Verhältnis  zwischen  Idealbild,  Geschlechterrolle  und  Notwendigkeit  der
Integration  in  den  Arbeitsmarkt  ist  nicht  im  Rahmen  des  Kapitalismus
aufzulösen  und  sorgt  letzten  Endes  in  seiner  Unabdingbarkeit  und
Perspektivlosigkeit  auch  dafür,  dass  die  extremste  Form der  häuslichen
Gewalt, der Femizid, zu Tage dringt. Somit kann sich der Täter noch ein
letztes Mal über das Opfer stellen.

Durch diese Analyse wird also auch klar, warum die herrschende Klasse gar



kein Interesse hat, grundlegend gegen häusliche Gewalt vorzugehen, denn
auf  der  einen  Seite  gehört  die  Einsparung  im  Sozialsicherheitssystem
schließlich  zum Rettungsschirm des  Finanzkapitals  und  auf  der  anderen
Seite müsste sie sonst die Institution der bürgerlichen Familie angreifen,
welche  zu  den  Grundfesten  des  kapitalistischen  Systems  gehört.  Des
Weiteren ist es auch im Sinne des herrschenden Klasse, wenn Frauen auch in
ihrer  Famil ie  unterdrückt  bleiben  und  s ich  nicht  von  ihren
Geschlechterrollen  zu  befreien  versuchen.  Diesen  Punkt  kann  man  gut
erkennen an den Teilen der herrschenden Klasse Bulgariens, welche an der
bürgerlichen Familie festhalten wollen, indem sie sich gegen die Istanbuler
Konvention stellen. Diese Analyse macht auch klar, warum besonders die
Ärmsten und am stärksten unterdrückten Teile der Arbeiter_Innenklasse von
jener Gewalt betroffen sind.

Lage in Bulgarien
Schauen wir uns nun die Lage in Bulgarien an.  Tatsächlich gilt  dies als
ärmstes Land der EU. Das Bruttoinlandsprodukt liegt bei der Hälfte des EU-
weiten  Durchschnitts.  2022  betrug  das  jährliche   BIP/Kopf  13.079  Euro
gegenüber 25.650 in der EU und 29.180 in der Euro-Zone. Des weiteren
stagnieren die Löhne und Gehälter auf einem niedrigen Niveau. Interessant
ist diesbezüglich auch, dass der Dienstleistungssektor dominiert: Vor allem
outgesourcter  Kundendienst  in  Form von Callcentern für  imperialistische
Staaten  ist  hier  ansässig,  welcher  die  Lohnabhängigen  hier  noch  mehr
ausbeuten  kann.  Dementsprechend  müssen  die  Löhne  auch  auf  einem
derartig  niedrigen  Niveau  bleiben,  damit  sich  das  Outsourcing  für  die
Imperalist_Innen der EU überhaupt lohnen kann.

Über 2,2  Millionen Lohnabhängige (mehr als  die  Hälfte!)  verkaufen ihre
Arbeitskraft  in  anderen EU-Ländern.  Viele  Frauen,  welche aus Bulgarien
emigrieren, übernehmen in reichen imperialistischen EU-Staaten Carearbeit
im  Niedriglohnsektor,  also  als  Putzkräfte,  Krankenpflegerinnen  und  so
weiter.  Auch  hier  sind  sie  vor  ökonomischer  Abhängigkeit,  Gewalt  und
Ausbeutung  nicht  sicher,  im  Gegenteil.  All  das  verdeutlicht  die
halbkolonialen  Verhältnisse  in  Bulgarien.



Hinsichtlich  der  Gewalt  gegen  Frauen  in  Bulgarien  kann  festgehalten
werden, dass jede 3. Frau laut Befragungen bereits Opfer partnerschaftlicher
Gewalt wurde. Des Weiteren wurden dieses Jahr bereits 14 Frauen Oper von
Femiziden (Stand: August 2023). Es ist an dieser Stelle jedoch anzumerken,
dass  dies  keine  offiziellen  Zahlen  sind,  da  in  Bulgarien  diese  von
niemandem/r  erhoben  werden.  Lediglich  Frauenrechtsorganisationen
sammeln  sie.  Dementsprechend ist  also  auch klar,  dass  die  Dunkelziffer
deutlich höher sein dürfte. Denn wie bereits eingangs erwähnt, gab es vor
der  aktuellen  Protestwelle  noch  nicht  einmal  eine  Definition  im
Strafgesetzbuch  hinsichtlich  häuslicher  Gewalt!

Außerdem  ist  die  sozialstaatliche  Absicherung  in  Bulgarien  besonders
prekär, was Frauen am meisten trifft. Es fehlt an Kindergartenplätzen, was
dazu  führt,  dass  sie  gezwungen  sind,  sich  entweder  unbezahlt
„freizunehmen“,  um  ihre  Kinder  zu  betreuen,  oder  flexiblere
Arbeitsverhältnisse inklusive besonders schlechter Bezahlung anzunehmen.
So oder so werden sie damit umso mehr an ihre Familie und ihre potentiell
gewalttätigen Oberhäupter gebunden.

Perspektive der Proteste
Obwohl  die  Regierung  versucht,  durch  Reformen  die  Protestierenden
ruhigzustellen,  gehen  diese  weiterhin  auf  die  Straße  und  bringen  auch
antipatriarchale  und  antikapitalistische  Forderungen  mit  ein,  werfen  die
Frage auf, wem es am Ende nützt, dass Gewalt gegen Frauen herrscht und
diese nur mehr als unzureichend vom bürgerlichen Staat bekämpft wird. Klar
ist, die Proteste dürfen nicht bei dieser einen Frage stehen bleiben. Es gilt,
eine  breite  Massenbewegung  aus  Frauen,  Lohnabhängigen,  und  sozial
Unterdrückten aufzubauen,  welche für  klare Forderungen und ein klares
Programm  hinsichtlich  der  Unterdrückung  von  Frauen  und  LGBTIA+-
Personen  eintritt.  Hierbei  müssen  auch  die  Gewerkschaften  aufgefordert
werden, sich zu beteiligen. Des Weiteren darf diese Bewegung auch nicht im
nationalen Rahmen stehen bleiben, sondern muss international  aufgebaut
werden. Diese Forderungen könnten sein:



Beendigung  der  Gewalt  gegen  Frauen  und  die  LGBTQIA+-
Gemeinschaft!  Wir  müssen  freie  Frauenhäuser,  Hilfs-  und
Selbstverteidigungskomitees gegen Femizid, Genitalverstümmelung,
häusliche und andere Formen von Gewalt organisieren.
Volle  reproduktive  Rechte  und  körperliche  Selbstbestimmung  für
alle,  überall!  Alle  Frauen  sollten  Zugang  zu  kostenlosen
Verhütungsmitteln  und  Abtreibung  auf  Verlangen  haben.
Frauenhäuser müssen vom Staat  finanziert,  aber von den Frauen
selbst verwaltet werden.
Gleicher Lohn für Frauen! Für einen Mindestlohn und Renten, die
Frauen ein  unabhängiges Leben ohne Armut ermöglichen!  Kampf
gegen  Preissteigerungen  bei  Wohnen,  Energie  und  Waren  des
täglichen Bedarfs – für eine gleitende Skala bei Löhnen, Renten und
Arbeitslosengeld,  um  die  steigenden  Lebenshaltungskosten  zu
decken!
Massive Investitionen in Bildung, Gesundheit und soziale Dienste von
angemessener  Qualität  und  kostenlos  für  alle  als  Schritt  zur
Vergesellschaftung  der  Reproduktionsarbeit!
Lasst die Kapitalist_Innen und die Reichen zahlen, um gleiche Rechte
und gleichen Lohn zu gewährleisten!

Natürlich  dürfen  wir  uns  aber  auch  keine  Illusion  machen,  dass  wir
patriarchale  Gewalt  im Kapitalismus einfach wegreformieren könnten.  Es
gilt, den Kapitalismus mitsamt seinen Institutionen zur Unterdrückung von
Frauen, LGBTIA-Personen und der Arbeiter_Innenklasse zu zerschlagen und
für  eine  solidarische  Gesellschaft  auf  Basis  von  vergesellschafteter  und
demokratisch  geplanter  Produktion  und  Reproduktion  sowie  Rätemacht
einzutreten. Das heißt auch, dass das Ideal der bürgerlichen Familie dann
das Zeitliche gesegnet hat und sich Rollenbilder auflösen werden dadurch,
dass  die  Reproduktionsarbeit  bspw.  durch  gemeinsame  Mensen  und
Waschküchen vergesellschaftet wird. Dazu braucht es mehr als Bewegungen
–  eine  politische  Kraft,  die  gegen  alle  Formen  der  Ausbeutung  und
Unterdrückung  führt,  eine  revolutionäre  Arbeiter_Innenpartei.



#WirFahrenZusammen:  Vom
Bahnstreik  zum
Verkehrswendestreik
Von Lia Malinovski, August 2023

In  wenigen  Monaten  beginnt  die  Tarifrunde  im Öffentlichen  Nahverkehr
(TVN).  Die  Beschäftigten  kämpfen  dort  für  bessere  Arbeitsbedingungen,
unter  Anderem  höhere  Löhne,  längere  Pausen-  und  Umschlagszeiten[1].
Beteiligte Gewerkschaften sind die ver.di und die EVG, führend dabei ist
jedoch in den meisten Betrieben die ver.di.  Alle Bundesländer dürfen im
nächsten Jahr streiken, bis auf Bayern. In diesem Artikel  wollen wir uns
angucken, wie wir von dem kommenden Streik in einen politischen Streik für
die Verkehrswende kommen.

Schon im März 2023 ist die Kampagne „#WirFahrenZusammen“ (WFZ) mit
Beschäftigten  im  ÖPNV  auf  die  globalen  Fridays  for  Future  (FFF)-
Demonstrationen  gegangen.  Ver.di  hatte  den  Streiktag  im  Öffentlichen
Dienst  auf  den  Tag  von  der  globalen  Demonstration  gelegt,  sodass  die
Beschäftigten  ihren  Kampf  in  den  Kampf  von  FFF  tragen  konnten.  Die
Kampagne ist noch sehr neu und in der Findungsphase, weshalb es nicht
einfach ist, verlässliche Infos zu bekommen. Die Informationen, auf denen ich
den  Artikel  basiere,  stammen  aus  Recherche  in  den  Strukturen  der
Kampagne, aus einem Interview mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung und von
Genoss_Innen, die selber in der Kampagne aktiv sind oder bei der Deutschen
Bahn arbeiten. Es gibt bis auf den FFF-Streik im März bisher keine aktive
Außenwirkung der Kampagne, wobei sie zur IAA in München mobilisieren
wollen und dort einen Block in der Demo stellen wollen.

WFZ versucht einen Schulterschluss aus linken Teilen der Klimabewegung,
die  die  Notwendigkeit  der  Zusammenarbeit  mit  der  Arbeiter_Innenklasse
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erkannt haben, und ÖPNV-Beschäftigten herzustellen. So haben sie es bspw.
In  Köln  geschafft,  Forderungen  bei  den  ÖPNV-Beschäftigten  populär  zu
machen,  indem  sie  ihre  Forderungen  mit  Unterschriftensammlungen
unterstützten und so das Vertrauen der Arbeiter_Innen gewinnen konnten.
Teile der Gewerkschaftsapparate von ver.di und der EVG unterstützen die
Kampagne, vermutlich allerdings in erster Linie, um politische Forderungen
aus dem Tarifkampf auszugliedern. Denn sie wissen von der Notwendigkeit,
politisch  zu  kämpfen,  wollen  aber  auch  nicht  aufs  Spiel  setzen,  gute
Sozialpartner_Innen  (für  die  Konzerne)  zu  sein.  WFZ  bietet  für  sie  die
Möglichkeit, zu zeigen „hey, wir haben doch auch politische Forderungen“,
ohne für diese tatsächlich kämpfen zu müssen. WFZ selbst versucht diese
Masche der  Gewerkschaften aber  nicht  zu  problematisieren oder  gar  zu
ändern, da sie fürchten, das Bündnis zu verlieren. Verständlicherweise, denn
es gibt kaum unabhängige Strukturen in den Belegschaften, die nicht von der
Gewerkschaftsbürokratie (privilegierte Führung) abhängig sind. Damit aber
der  Schulterschluss  aus  Arbeiter_Innen  und  Klimabewegung  möglich  ist,
ohne abhängig von der Bürokratie zu sein, braucht es genau diese Kräfte.

Von der Straße auf die Schiene!

„Wir Fahren zusammen“ kann also kaum die Bürokratie kritisieren. Dabei
müssten  sie  genau  dies  tun,  um  oppositionelle  Kräfte  innerhalb  der
Belegschaften und Gewerkschaften zu stärken. Das führt dazu, dass sie sich
der Bürokratie unterordnen und einen in erster Linie ökonomischen Kampf
der  Gewerkschaften  unterstützen,  die  politische  Perspektive  dabei  aber
schrittweise  aufgeben.  Für  die  Verkehrswende  ist  es  aber  unerlässlich,
ökonomische  Kämpfe  mit  politischen  zu  verbinden:  Wir  stehen  vor  der
Herausforderung,  dass  die  Anforderungen an den Schienenverkehr stetig
wachsen. Es braucht einen massiven Ausbau der Schieneninfrastruktur, um
diese zum Kern der zukünftigen Verkehrsweise zu machen. Dafür reicht es
aber nicht, einfach nur mehr Lohn zu fordern. Es braucht neben längeren
Umschlagszeiten  auch  mehr  Personal,  mehr  Geld  und  geringere
Anforderungen  für  die  Bahn.  Auch  die  zunehmende  Privatisierung  und
drohende Zerschlagung der Bahn erfordern politische Antworten.

Wir  möchten,  bevor  wir  thematisieren,  wie  wir  zum  politischen  Streik



kommen, darauf eingehen was eigentlich im ÖPNV notwendig ist  für die
Verkehrswende. Denn nur mit einer Vorstellung davon, was Ausbau bedeutet
und wie der Verkehr aussehen muss, können wir für diesen Kämpfen. Die
aktuelle Situation ist, dass große Streckenabschnitte in ganz Deutschland,
insbesondere aber in Ostdeutschland, stillgelegt und zugunsten des Autos
abgebaut wurden. Während man mit dem Auto problemlos von A nach B
kommt (wenn man nicht gerade in einer Großstadt lebt), braucht die Bahn
häufig doppelt so lang oder länger, man kann sich nicht darauf verlassen,
dass sie pünktlich kommt oder dass sie überhaupt fährt. Jeder dritte Zug war
im letzten Jahr zu spät – von denen die überhaupt gefahren sind. Das liegt
nicht nur daran, dass viele Strecken zurückgebaut wurden, sondern auch
daran, dass die verbliebenen Strecken völlig überlastet sind (Beispielsweise
Hamburg-Hannover mit 126% Auslastung). Neben dem kulturellen Aspekt,
dass ein neues, hübsches Auto als Statussymbol gilt, macht auch das den
Autoverkehr  attraktiver  und  es  ist  also  nicht  verwunderlich,  dass  die
Neuzulassungen von PKWs in manchen Jahren kaum relevant zurückgehen
und  in  anderen  sogar  zunehmen  (2022  wurde  ein  Anstieg  von  1,1%
verzeichnet).

Dabei ist das Rad-Schiene-System mit Abstand das effizienteste, da wenig
Reibung entsteht und es meistens von Außen mit Strom betrieben wird. Nicht
nur kann ein Zug auf ausgebauten Strecken deutlich schneller fahren, er
fährt auch viele Hundert bis Tausend Menschen mehr von A nach B als ein
Auto. Aber was heißt Ausbau genau und wie kommen wir dahin? Es müssen
selbst  die  kleinsten  Ortschaften  an  das  öffentliche  Schienensystem
angeschlossen werden. Das bedeutet, dort wo es einen Nutzen für schon
wenige tausend Menschen hat, müssen Schienen gebaut werden (wenn es
möglich ist). Tramkonzepte, kleine Bahnen und Schnellfahrstrecken müssen
den Kern des neuen Verkehrs bilden.  Dort  wo es nicht möglich ist  oder
schlicht mehr Ressourcen binden würde, Schienen zu bauen, sollten Car-
Sharing-Konzepte oder Oberleitung-betriebene Busse die Anbindung an den
nächstgelegenen  Bahnhof  ermöglichen.  Gleiches  gilt  auch  für  den
Gütertransport: Bis auf die letzten Kilometer sollte alles über die Schiene
fahren,  die  letzten  Kilometer  möglichst  ebenfalls  über  Oberleitung.
Grundlegend  ist  außerdem,  dass  das  Schienennetz  100% strombetrieben



läuft.

Vom Bahnstreik zum Verkehrswendestreik…

Obwohl das nur einen kleinen Ausschnitt darstellt, sehen wir schon hier die
Grenzen von rein ökonomischen Streiks und Forderungen. Der Ausbau auf
100% strombetriebene Gleise lässt sich nicht mit mehr Lohn und längeren
Umschlagzeiten  ermöglichen.  Letztendlich  muss  der  Verkehrssektor
enteignet und unter Arbeiter_Innenkontrolle gestellt werden, um nicht mehr
für Profit, sondern den Schutz von Mensch & Umwelt zu produzieren. Wie
kommen wir jetzt also zum politischen Verkehrswendestreik?

Die Kampagne „Wir Fahren Zusammen“ geht einen wichtigen ersten Schritt:
Die  Verbindung  zwischen  Klimabewegung  und  Arbeiter_Innenklasse  ist
essentiell, um zum Einen höhere Schlagkraft zu haben, andererseits auch,
um nicht  Klimaschutz  und  direkte  Nöte  der  Arbeitenden  gegeneinander
ausspielen zu können. Dabei darf die Kampagne aber nicht vor Kritik an der
Bürokratie zurückschrecken, die sich mit aller Kraft gegen politische Streiks
wehren wird. WFZ sollte oppositionelle und klassenkämpferische Kräfte in
den Gewerkschaften unterstützen in ihrem Kampf für Basisorganisierung,
Rechenschaftspflicht  und  jederzeitige  Abwählbarkeit  aller  Posten  in  den
Gewerkschaften. Als Revolutionäre müssen wir in WFZ also aufzeigen, wieso
es  notwendig  ist,  sich  nicht  unter  die  Gewerkschaftsbürokratie
unterzuordnen.  Wir  müssen  den  Widerspruch,  den  die  Bürokratie  selbst
geschaffen  hat,  weiter  vertiefen  und  alles  daran  setzen,  dass  die
Beschäftigten  und  die  Basis  der  Gewerkschaften  ihre  ökonomischen
Forderungen mit  politischen ergänzt.  Hier  müssen auch Kampagnen wie
WFZ auf die Beschäftigten zugehen und mit ihnen gemeinsame Forderungen
entwickeln.  Wer  die  Notwendigkeit  der  Forderungen erkennt,  wird  nicht
aufhören dafür zu kämpfen, wenn ein undemokratischer Apparat Nein sagt.

[1]  Umschlagszeit  ist  die  Zeit,  in  der  eine  Bahn,  die  am  Zielbahnhof
angekommen ist, stehen bleibt, bevor sie in die andere Richtung zurück fährt



Niger:  Putsch  legt  akute  Krise
offen
Dave Stockton in der Infomail der Gruppe Arbeiter:innenmacht

Am 26.  Juli  verhaftete  in  Niamey,  der  Hauptstadt  des  westafrikanischen
Staates Niger, die Präsidentengarde unter der Führung von Brigadegeneral
Abdourahamane (Omar) Tchiani Präsident Mohamed Bazoum und setzte ihn
ab. Nach kurzem Zögern folgte der Rest der Armee diesem Beispiel.

Staatsstreich
Den Staatsstreich begrüßten zahlreiche Demonstrant_Innen, von denen viele
von der M62-Allianz (M62: Heilige Union zur Wahrung der Souveränität und
der  Würde  des  Volkes)  politischer  und  sozialer  Bewegungen  organisiert
wurden,  die  sich  während  der  Straßenproteste  gegen  die  Erhöhung der
Treibstoffpreise im vergangenen Jahr gebildet hatte. Sie schwenkten nicht
nur die Flagge Nigers,  sondern auch die der Russischen Föderation und
trugen  Plakate  mit  der  Aufschrift  „Frankreich  raus!“  Die  Redner_Innen
forderten, dass die Wagner-Truppen nach Niger kommen sollten, wie sie es
in Mali getan haben. Auslöser für den Putsch waren offenbar die Pläne von
Präsident  Bazoum,  die  Chefs  der  Präsidentengarde  und  der  Armee
auszutauschen.

Unter den jungen Offizieren der westafrikanischen Streitkräfte gibt es eine
Tradition der  antikolonialen Politik,  die  auf  Persönlichkeiten wie  Thomas
Sankara, der Burkina Faso von 1983 – 1987 regierte, oder Jerry Rawlings in
Ghana zurückgeht. Sie waren beide von panafrikanistischen Idealen motiviert
und von der kubanischen Revolution beeinflusst.

Es ist unwahrscheinlich, dass die heutigen Putschisten durch eine solche
Radikalität motiviert sind. Die Vorstellung, dass die Hinwendung zu Wagner
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oder  Putins  Russland  den  Staaten  der  Region  zu  Unabhängigkeit  oder
Entwicklung verhilft, ist in der Tat eine völlige Illusion. Aber das ist auch die
Vorstellung, dass Frankreich oder die EU/USA für Demokratie stehen. Sie
sind gegen den Putsch, weil Bazoum ihr Mann war.

Kein Wunder also, dass seine größte Hoffnung auf Wiederherstellung seiner
Präsidentschaft  aus  dem  Ausland  kommt.  Frankreich,  die  ehemalige
Kolonialmacht, hat den Staatsstreich sofort verurteilt und jegliche Hilfe für
Niger eingestellt. Ein erhebliches wirtschaftliches Druckmittel, da 40 Prozent
des nigrischen Staatshaushalts aus ausländischer Hilfe stammen. Emmanuel
Macron drohte, dass „jeder Angriff auf Frankreich und seine Interessen nicht
geduldet wird“. Seine Verurteilung wurde von der Europäischen Union und
den Vereinigten Staaten unterstützt.

Die  Westafrikanische  Wirtschaftsgemeinschaft  (ECOWAS)  verhängte
Sanktionen, darunter eine Flugverbotszone und Grenzschließungen, und ihr
dominierender  Staat  Nigeria,  der  70  Prozent  der  nigrischen  Elektrizität
liefert,  unterbrach die  Stromversorgung,  so  dass  das  Land in  nächtliche
Dunkelheit fiel.

Die  Verteidigungsminister  der  ECOWAS,  die  in  der  nigerianischen
Hauptstadt  Abuja  zusammentrafen,  drohten  mit  einer  militärischen
Intervention,  falls  Bazoum  nicht  bis  zum  6.  August  an  die  Macht
zurückkehren würde. Die Frist ist bereits verstrichen, aber bisher gibt es
keine Anzeichen für einen Angriff. Als Reaktion auf die Drohungen haben
Nigers Nachbarstaaten Mali, Tschad und Burkina Faso jedoch versprochen,
dem  Land  im  Falle  einer  Invasion  zu  Hilfe  zu  kommen,  wodurch  ein
umfassender regionaler Krieg droht.

Imperialistische Interessen
Frankreich ist mit 1.500 Soldat_Innen in Niger vertreten, die USA mit 1.100.
Angeblich sollen sie die nigrischen Streitkräfte ausbilden und bewaffnen, um
islamistische  Rebellen  zu  bekämpfen.  Brigadier  Tchiani  hat  alle
Militärabkommen  mit  Frankreich  aufgekündigt.



Der Grund für die Feindseligkeit gegenüber Frankreich liegt nicht nur in
seiner brutalen kolonialen Vergangenheit und auch nicht in den wiederholten
militärischen  Interventionen  in  den  ehemaligen  Kolonien  zur
„Aufrechterhaltung  der  Ordnung“  oder  zur  Rettung  französischer
Zivilist_Innen, sondern in der wirtschaftlichen Ausbeutung der Region und
dem Versagen, eine ernsthafte wirtschaftliche Entwicklung herbeizuführen.

Frankreich hat derzeit rund 30 Unternehmen oder Tochtergesellschaften in
Niger,  darunter  das  Konglomerat  Orano,  das  die  riesige  Uranmine  im
Tamgakgebirgsmassiv betreibt. Niger ist der siebtgrößte Uranproduzent der
Welt,  und  seine  Produktion  ist  seit  langem  für  die  französische
Atomindustrie, die 68 Prozent des Stroms des Landes produziert, von großer
Bedeutung.  Das  Land  verfügt  auch  über  große  Lithiumvorkommen,  die
aufgrund der schnell wachsenden Elektrofahrzeugindustrie immer wertvoller
werden.

Trotz  oder  gerade  wegen  dieses  immensen  natürlichen  Reichtums  und
derjenigen, die ihn ausbeuten, rangiert Niger im Index der menschlichen
Entwicklung der Vereinten Nationen für 2022 immer noch auf Platz 189 von
191 Ländern. 40 Prozent der Bevölkerung leben in extremer Armut.

Ein Wegfall von Niger wäre ein schwerer Schlag für Frankreich und die USA,
Großbritannien  und  Länder  wie  Deutschland  und  Italien,  die  die
französischen Streitkräfte in Afrika im Namen des „Kriegs gegen den Terror“
unterstützt haben. Seit den US-geführten Interventionen in Afghanistan, Irak
und Libyen hat sich das Zentrum der islamistischen Guerillabewegungen in
die Regionen rund um die Sahara verlagert.

Die Anwesenheit der imperialistischen Truppen hat die Feindseligkeit der
Bevölkerung gegenüber Frankreich und seinen Verbündeten neu entfacht,
zum einen, weil  die versprochene Sicherheit ausblieb, zum anderen, weil
französische  Unternehmen  die  Region  weiter  ausbeuten,  wo  die  Armut
zunimmt und der Klimawandel (z. B. Ausweitung der Wüste) die Spannungen
zwischen der bäuerlichen und der nomadischen Bevölkerung verschärft hat.



Imperialistische Konkurrenz
Diese  Bedingungen  haben  das  Vordringen  Russlands  in  die  Region
begünstigt,  und zwar in Form der russischen Söldnergruppe Wagner, die
bereits  im  benachbarten  Mali  und  in  der  Zentralafrikanischen  Republik
operiert,  wo  sie  auch  die  Goldminen  des  Landes  ausbeutet.  Vor  dem
Ukrainekrieg verfügte Wagner über schätzungsweise 5.000 Operationskräfte
in  Afrika.  Bemerkenswert  ist  auch,  dass  der  Anführer  der  Organisation,
Jewgeni  Prigoschin,  den Staatsstreich in  Niger  sofort  begrüßte,  während
Putin vorsichtig vor einer Militärintervention der ECOWAS warnte.

Niger ist ein besonders schwerer Schlag für Macron. Nachdem er gezwungen
war, die gemeinsamen „Antiterror“-Operationen mit den fünf Sahel-Staaten
aufzugeben, und nachdem er seine Truppen auf demütigende Weise aus Mali
zurückziehen  musste,  hatte  er  das  Land  zum  Zentrum  einer
niedrigschwelligeren  Operation  bestimmt,  die  sich  auf  westafrikanische
militärische  Vertreter_Innen  mit  französischen  „Ausbilder_Innen“  stützen
sollte. Diese sollte die diskreditierte und verhasste Opération Barkhane (2014
– 2022) ersetzen, an der bis zu 3.500 französische Soldat_Innen beteiligt
waren.  Der  stark  profranzösische  Bazoum  sollte  der  gehorsame
Erfüllungsgehilfe  dieser  Politik  sein.

Das  gesamte  Staatensystem,  das  früher  als  „Françafrique“,  Frankreichs
„Hinterhof“ ,  beze ichnet  wurde ,  i s t  in  den  le tz ten  Jahren
zusammengebrochen. Frankreichs Banken und Rohstoffkonzerne dominieren
jedoch nach wie vor die Wirtschaft  dieser Länder.  Die westafrikanischen
Staaten  haben  es  trotz  wiederholter  Versuche  nicht  geschafft,  ein
gemeinsames,  von  der  französischen  Zentralbank  unabhängiges
Währungssystem  zu  schaffen.  Der  CFA-Franc  ist  nach  wie  vor  die
gemeinsame  Währung  der  14  afrikanischen  Länder  und  dieses  System
erfordert, dass jedes Land die Hälfte seiner Reserven in Paris hält.

Die Staatsstreiche in Niger und in den umliegenden Staaten sind ein Resultat
des  halbkolonialen  Systems  in  seiner  unverhüllten  und  ausbeuterischen
Form.  Aber  die  Hinwendung  zum  russischen  (oder  chinesischen)
Imperialismus ist keine Lösung für die Überausbeutung und Plünderung der



Region, die Hunderttausende dazu bringt, die Überquerung der Sahara und
des  Mittelmeers  zu  riskieren,  um  Europa  zu  erreichen.  Auch  die
Militärregime  werden  sich  nicht  als  resistent  gegen  Korruption  oder
Anstiftung dazu durch westliche oder russische Imperialist_Innen erweisen.

Die Jugend und die Arbeiter_Innenklassen dieser Länder müssen sich über
die künstlichen kolonialen Grenzen, über die frankophonen und anglophonen
staatlichen Trennlinien hinweg zusammenschließen und dafür kämpfen, die
Kontrolle über die enormen Ressourcen dieser Länder zu übernehmen und
sie  so  zu  nutzen,  dass  der  Lebensstandard  der  Bevölkerung  massiv
angehoben wird. Kurz gesagt, eine wirklich antiimperialistische Revolution
muss auch eine sozialistische werden, aber eine, die auf der Demokratie und
Herrschaft der Arbeiter_Innen in den Städten und auf dem Lande, auf Räten
der Arbeiter_Innen, Bäuer_Innen und der einfachen Soldat_Innen und nicht
auf ihrem Offizierskorps beruht.

Nein  zur  EU-Asylrechtsreform!
Offene Grenzen für alle!
Von Paul Dreher, Juni 2023, zuerst erschienen in der Infomail der Gruppe
Arbeiter:innenmacht

Am 8. Juni verständigten sich die EU-Innenminister_Innen auf eine „Reform“
des Gemeinsamen Europäischen Asylrechts (GEAS). Faktisch stellt sie eine
Abschaffung  des  ohnedies  schon  massiv  eingeschränkten  Asylrechts  für
Hunderttausende Geflüchtete dar. Ohnehin ist der Status einer geflüchteten
Person längst äußerst prekär. So sind Geflüchtete der Hetze bürgerlicher
Medien sowie rechter Gewalt ausgesetzt und haben in der Regel weder das
Recht zu arbeiten noch ihren Wohnort zu wählen.

Und  auch  das  nur,  wenn  sie  den  tödlichsten  Fluchtweg  der  Welt,  das
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Mittelmeer mit seiner Festung Europa, überleben. Keine Woche nach dem
Beschluss nahm die rassistische Außenpolitik der EU 500 – 600 weitere Tote
in Kauf, als ein überfülltes Fischerboot vor der Küste Griechenlands kenterte.
Laut Aussagen von Geflüchteten aufgrund der griechischen Küstenwache,
welche  im  Rahmen  eines  Pushbacks  das  Boot  aus  dem  Gleichgewicht
brachte.

Der  Beschluss  der  Innenminister_Innen  stellt  einen  weiteren  massiven
rassistischen Angriff dar. Bevor er in Kraft tritt,  muss er noch durch die
gesetzgebenden Institutionen – EU-Kommission, -Rat und -Parlament. Eine
Verteidigung des Asylrechts  ist  von diesen nicht  zu erwarten,  zumal  die
Regierungen der EU-Staaten wie auch alle  größeren Fraktionen des EU-
Parlaments  in  den  Beschluss  der  Innenministerkonferenz  eingebunden
waren.

Aber die Verhandlungen und Beratungen der EU-Organe können und müssen
noch genutzt werden, um eine Bewegung zur Verhinderung der „Reform“
und zum Kampf für ein uneingeschränktes Asylrecht aufzubauen.

Was haben die Innenminister_Innen beschlossen?

Die Reform, welche von der Bundesregierung als „politischer Durchbruch”
gesehen wird, bedeutet eine quasi Abschaffung des geltenden Asylrechts. Sie
sieht  unter  anderem  die  Nutzung  von  großen  Asylzentren  an  den  EU-
Außengrenzen  mit  Einschränkung  der  Bewegungsfreiheit  –  praktisch
Gefängnisse  für  Antragssteller_Innen  auf  Asyl  –  vor.

In diesen sollen Geflüchtete, worunter ebenfalls Familien mit Kindern zählen,
bis  zu  drei  Monate  lang  eingesperrt,  jedoch  möglichst  schnell  wieder
abgeschoben werden.

Insbesondere,   wenn  es  sich  um  Menschen  aus  sogenannten  „sicheren
Herkunftsstaaten” handelt oder aus Staaten, aus denen Antragssteller_Innen
in der Vergangenheit mit einer ziemlich geringen Wahrscheinlichkeit Erfolg
auf Asyl hatten (darunter fallen z. B. die Türkei, Indien oder Tunesien). Sollte
eine Abschiebung in das Herkunftsland nicht möglich sein (zum Beispiel, weil
dort Krieg herrscht), so ist jetzt auch eine in ein „sicheres Drittland” möglich,



welches auf dem Fluchtweg passiert worden ist oder auf andere Weise (wie
entfernte Verwandtschaft) mit der geflüchteten Person assoziiert wird.

An  den  Außengrenzen  inhaftierte  Geflüchtete  werden  registriert  und
möglichst  gründlich  identifiziert.

Die entsprechenden Daten, darunter neben biometrischen Fingerabdrücken
auch Gesichtsfotos, sollen in einer EU-Datenbank gesichert und von Asyl- und
Strafverfolgungsbehörden aller EU-Staaten abgerufen werden können, damit
sogenannte „Sekundärmigration”, d. h. die Chance auf Asyl in einem anderen
Land der EU (mit möglicherweise menschengerechteren Lebensgrundlagen),
verhindert wird. Ein Recht auf Asylberatung oder rechtlichen Beistand wird
den Menschen dabei nicht gewährt.

Widerstand in Basis von SPD und Grünen?

Während die SPD-Bundestagsfraktion 2020 noch Horst Seehofer kritisierte
und  die  EU-Asylrechtsreform  mitsamt  „Massenlager[n]  an  der  EU-
Außengrenze” und einem „abgeschwächten Asylverfahren” ablehnte, sieht es
heute ganz anders aus, von den Grünen ganz zu schweigen. Wieder einmal
beweisen  beide  Parteien  mit  ihrer  Zustimmung,  dass  ihnen  die
imperialistischen Interessen der EU, insbesondere Deutschlands, wichtiger
sind als Menschenleben.

Zwar  sprachen sich  24  Abgeordnete  der  SPD und der  Grünen aus  dem
Bundestag sowie eine Handvoll aus Landtagen gegen die aktuelle Fassung
der Asylreform aus, tragen die Politik aber faktisch mit. Überhaupt fällt die
parteiinterne  Kritik  sehr  schwach  aus,  auch  wenn  die  Berichterstattung
mancher bürgerlichen Medien das anders sieht. Von grünen Kritiker_Innen
der  Parteispitze  fallen  Aussagen  wie,  dass  die  Verhandlungssituation
„sicherlich  schwierig”  sei  und  man  sich  sicher  sei,  dass  doch  trotzdem
irgendwie  für  die  richtige  Politik  gekämpft  werde.  Erik  Marquardt,  ein
Mitglied der Grünen, welcher dafür bekannt ist,  sich für die Rechte von
Geflüchteten einsetzen zu wollen, spricht trotzdem von „Vertrauen in die
Bundesregierung”, und dass eben alle Menschen Fehler machen. Dass es
sich hier jedoch nicht um einen alltäglichen menschlichen Fehler handelt,



sondern um die systematische Vertretung der Politik des Kapitals, wird von
den parteiinternen Kritiker_Innen verkannt.  Im Bundestag lehnte nur die
Linkspartei die Reform grundlegend als Angriff auf die Menschenrechte ab.

Während SPD, FPD und auch die Grünen die faktische Aushebelung des
Asylrechts als „geringeres Übel“ (für wen???) verteidigten, bezeichnen CDU
und  CSU  die  Verschärfungen  als  „guten  Schritt“,  dem  weitere  folgen
müssten. Damit will sich die AfD erst gar nicht aufhalten. Für sie stellt selbst
dieser rassistische Hammer eine „bloße Alibiveranstaltung“ dar, denn noch
immer  könnten  Geflüchtete  aus  einzelnen  Ländern  wie  Afghanistan  und
Syrien  Asyl  erhalten.  Auch  wenn  die  AfD-Forderungen  im  EU-Parlament
keine große Rolle spielen werden, so verweisen sie darauf, dass längst nicht
das  Ende  der  rassistischen  Fahnenstange  erreicht  ist,  selbst  wenn  die
„Reform“ angenommen wird.

Widerstand ist nötig!

Auch wenn von den EU-Institutionen nichts zu erwarten ist, so können und
müssen die Beratungen und Verhandlungen der kommenden Monate genutzt
werden, um eine Bewegung zur Verhinderung der „Reform“ und zum Kampf
für ein uneingeschränktes Asylrecht aufzubauen.

Der Protest gegen den rassistischen Angriff darf nicht weiter auf Petitionen
und  Kundgebungen  von  Menschenrechtsorganisationen,  von  NGOs  und
antirassistischen  Initiativen  beschränkt  sein  wie  beim  bundesweiten
Protesttag  am  15.  Juni.

Wir  brauchen  eine  Massenbewegungen,  von  antirassistischen,  
Migrant_Innenorganisationen,  Gewerkschaften,  der  Linkspartei.  Die
Abgeordneten, die sich im Parlament gegen die rassistischen Maßnahmen
ausgesprochen haben, müssen eine solche Mobilisierung unterstützen – und
zwar nicht nur EU-weit!

Was braucht es stattdessen?

Statt Internierungslagern an den Außengrenzen, Toten im Mittelmeer und
einer  insgesamt  menschenverachtenden  EU-Außenpolitik  braucht  es  eine



menschenwürdige Alternative in der Hand von Arbeiter_Innen, Geflüchteten
und anderen unterdrückten Menschengruppen.

Deshalb fordern wir:

•  Volles  Asylrecht  für  alle  Geflüchtete!  Nein  zu  allen  Einreise-  und
Aufenthaltsbeschränkungen  sowie  Abschiebungen!  Für  offene  Grenzen!

•  Ein  Recht  auf  Arbeit  und  freie  Wahl  des  Wohnortes  und  staatliche
Unterstützung für Geflüchtete, solange sie keine Arbeit gefunden haben!

•  Gleicher  Lohn  und  gleiche  demokratische  Rechte,  unabhängig  von
Hautfarbe,  Nationalität,  Religion  oder  Staatsangehörigkeit!

• Volle Staatsbürger_Innenrechte für alle, die in Deutschland leben, inklusive
des passiven und aktiven Wahlrechts!

• Statt des Europas der Imperialist_Innen ein Europa des Widerstands, der
Unterdrückten  und  Ausgebeuteten!  Für  die  Vereinigten  Sozialistischen
Staaten  Europas!

AfD-Sieg in Thüringen: Resultat
einer  gescheiterten  Antikrisen-
Politik
von Flo Weitling, Juni 2023

Die letzten Tage schauten Medien und Politik auf einen kleinen Landkreis im
Süden  Thüringens:  Sonneberg.  Denn  die  Kommunalwahlen,  welche  dort
stattgefunden haben, sind nun zu einem Symbolbild für den Rechtsruck und
den Aufstieg der AfD geworden. Zum ersten Mal hat die rechtsextreme AfD
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es geschafft, ein Spitzenmandat zu gewinnen: Das Amt des Landrats.

Am  Sonntag,  dem  25.06.  unterlag  der  CDUler  und  amtierende  Landrat
Jürgen Kopper in einer Stichwahl Robert Sesselmann, dem Kandidaten der
AfD. Dieser erzielte 52,8 Prozent der abgegebenen Stimmen, womit die in
diesem Bundesland als gesichert rechtsextrem eingestufte AfD diesen Sieg
einfahren  konnte.  Die  AfD  erfährt  zurzeit  einen  deutschlandweiten
A u f s c h w u n g .  A u s  m e h r e r e n  U m f r a g e n  v e r s c h i e d e n e r
Meinungsforschungsunternehmen  geht  hervor,  dass  sie  auf  Bundesebene
sogar die zweitbeliebteste Partei sein sollen. In der vergangenen Woche sind
darüber  hinaus  Videos  aus  der  Stadt  Sonneberg  durch  das  Internet
gegangen, in welchen sich auf offener Straße die NSDAP zurückgewünscht
wird. Der Rechtsruck verschärft sich also nicht nur, sondern tritt ebenfalls
immer  offener  auf.  Nachdem  rechtspopulistische  Kräfte  in  Italien  und
Schweden  die  Regierung  übernommen  haben  und  Rechtspopulist_Innen
sowie Faschist_Innen in ganz Europa an Zuwachs und Bedeutung gewinnen,
ist es klar, dass die Entwicklung der AfD kein lokales Phänomen ist. An den
EU-Außengrenzen  sterben  Tausende,  während  die  Asylgesetze  weiter
verschärft werden. Der internationale Rechtsruck ist allgegenwärtig und die
Antwort der politischen Linken zu schwach.

Die  niedrige  Wahlbeteiligung  in  Sonneberg  ist  dabei  ebenfalls  nicht  zu
vergessen.  Obwohl  bei  der  Stichwahl  diese  um  rund  10  Prozentpunkte
zugenommen hat, haben insgesamt nur 49,1 Prozent im ersten Wahlgang und
59,6 Prozent im Zweiten gewählt.  Auch bei  den Wiederholungswahlen in
Berlin zeichnete sich ab, dass große der Teile der Bevölkerung nicht gewählt
haben  oder  auch  nicht  wählen  konnten.  Rund  40  Prozent  konnten  oder
wollten  dort  keine  Stimme  abgeben.  Hierbei  wird  die  Relevanz  der
Forderung für Staatsbürger_Innenrechte für alle erneut deutlich, da zzgl. zu
den 20 Prozent von Nicht-Wähler_Innen eine große Anzahl an Personen nicht
einmal  die  Möglichkeit  erhielten,  an  dem  „demokratischen“  Prozess
teilzunehmen. Was an niedriger Wahlbeteiligung und dem Aufschwung der
AfD insgesamt zu erkennen ist, ist die allgemeine Unzufriedenheit mit dem
politischen  Geschehen  und  den  sich  weiter  verschärfenden  Krisen.
Bürgerliche  Parteien  können  keine  Antwort  finden  auf  die  sich  immer



verschlimmernde Lage der lohnabhängigen Menschen.

Genau das nutzte Sesselmann in seinem Wahlkampf, in dem er sogenannte
bundespolitische  Themen  ins  Feld  führte.  Neben  rassistischer
Migrationspolitik  setzte  die  AfD  auf  Themen  wie  die  Inflation  oder  das
Heizungsgesetz.  Doch  diese  können  auf  dieser  Ebene  nicht  angegangen
werden und spielen somit für die lokale Politik auch keine bedeutende Rolle.
Doch Prekarität nimmt zu und die Kluft zwischen Arm und Reich vergrößert
sich,  während  die  Ampel-Regierung  in  einer  Krise  steckt:  Die
Wirtschaftskrise  trifft  vor  allem die  ärmsten  Teile  der  Gesellschaft  ohne
flächendeckende  Hilfeleistungen  und  das  zuletzt  beschlossene
Heizungsgesetz bleibt ohne soziale Abfederung. Da sich keine den Interessen
der Arbeiter_Innen widmende Kraft als Antwort auf die Krisen herausbildet,
suchen  viele  Menschen  in  ihrer  Verzweiflung  eine  Antwort  bei  den  gut
aufgestellten rechtspopulistischen bis  ultrarechten Kräften der  AfD,  auch
wenn diese in Wahrheit keine Perspektive darstellen und mit rassistischer
Hetze von den eigentlich wichtigen Fragen ablenken. Hier gilt es anzusetzen
und eine revolutionäre Perspektive zur Lösung der Krisenproblematik des
Kapitalismus aufzustellen.

Doch wie können wir das erreichen? Es ist z.B. notwendig die dringende
Energiewende sozial zu gestalten. Die Kosten für diesen wichtigen Schritt
dürfen  dabei  nicht  bei  den  Arbeiter_Innen  hängen  bleiben  (wie  das
Heizungsgesetz  es  vorsieht),  die  Reichen  müssen  für  diesen  wichtigen
klimapolitischen Schritt zahlen! Sie sind es, welche die meisten Emissionen
erzeugen und klimaschädliche Konzerne leiten. Diese müssen enteignet und
unter  Arbeiter_Innenkontrolle  nachhaltig  umstrukturiert  werden.  Darüber
hinaus wird durch die Instrumentalisierung von geflüchteten Menschen für
rassistische Hetze die Notwendigkeit für eine klare Kante gegen Rassismus
noch einmal einschlagend offenbart. Die Antwort auf die zukünftig steigende
Zahl  an  Klimaflüchtlingen  darf  nicht  Abschottung,  sondern  konsequenter
antikapitalistischer Klimaschutz und Staatsürger_Innenrechte für alle sein.

Gegen  die  rassistischen  Verschärfungen  der  EU-Asylgesetze!
Staatsbürger_Innen-Rechte  für  alle,  überall!



Für eine antifaschistische Einheitsfront aus Arbeiter_Innen, Jugendlichen und
allen Unterdrückten dieses Systems!

Gewerkschaften in die Offensive! Schluss mit Sozialpartner_Innenschaft und
für den Aufbau einer Antikrisenbewegung!

Antirassistischen Selbstschutz aufbauen! Im Kampf gegen Faschist_Innen ist
auf Staat und Polizei kein Verlass!

Löhne hoch, Mieten runter & kostenloser ÖPNV für alle, durch Besteuerung
der Reichen!

Konsequenter,  antikapitalistischer  Klimaschutz  ohne  Kompromisse  &
finanziert  durch  die  Vermögen  der  Reichen!

Enteignung  klimaschädlicher  Konzerne  unter  Arbeiter_Innenkontrolle  und
kostenlose Umschulungsprogramm in erneuerbare Energien!

Gegen  die  Aufweichung  des
Klimaschutzgesetzes! Gegen die
Angriffe der Ampel!
Eigentlich ist die Ampel- und selbsternannte Fortschrittskoalition mit hohen
Zielen gestartet: Alles soll sozialer, freier und vor allem ökologischer werden.
Der kapitalistische Krisenbetrieb und die inneren Widersprüche der Koalition
haben diese Versprechungen eine nach der anderen aufgefressen. Anstatt 
die notwendigen Schritte im Klimaschutz zu gehen, wurde nun der nächste
Verrat  durch  das  Kabinett  beschlossen:  Das  Klimaschutzgesetz  soll  nun
aufgeweicht  werden  und  damit  hinter  dem zurückfallen,  was  die  Große
Koalition  unter  Merkel  2021  beschlossen  hat.  Richtigerweise  läuft  die
Klimabewegung dagegen Sturm und ist vor allem von den Grünen schwer
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enttäuscht.

Doch wie  kommt die  Ampel-Koalition  auf  diese  Idee?  Welche  Interessen
stehen da dahinter? Und wie können wir als Klimabewegung das effektiv
verhindern?

Zum Klimaschutzgesetz selbst

Das erste Bundes-Klimaschutzgesetz wurde im Fridays-For-Future-Jahr 2019
beschlossen.  Grundsätzlich  ist  die  Idee,  die  Vorgaben  vom  Pariser
Klimaabkommen umzusetzen, die jedem unterschreibenden Staat eine Menge
CO2  zuschreibt,  um  noch  das  1,5°-Ziel  zu  erreichen.  Dabei  kriegen  in
Deutschland einzelne Sektoren konkrete jährliche Emissionsmengen, die sie
einzuhalten  haben.  Falls  diese  nicht  eingehalten  werden,  haben  die
Minister_Innen dieser Sektoren ein Sofortprogramm vorzulegen, wie diese
Verfehlung ausgeglichen werden soll.  Dabei  gibt es 6 Sektoren: Energie,
Industrie, Gebäude, Verkehr, Landwirtschaft und Abfall.

Direkt zur Einführung gab es dabei viel Kritik von der Umweltbewegung,
denn  die  konkreten  Vorgaben  waren  deutlich  zu  lasch  und  haben  viel
Emissionsminderung  auf  nach  2030  verschoben.  Das  hat  auch  das
Bundesverfassungsgericht  2021  beschlossen  auf  Grundlage  des  Rechts
zukünftiger  Generationen,  nicht  wegen heutigen Nachlässigkeiten heftige
Einschränkungen in Lebensqualität und Freiheit zu erleiden. Wenige Wochen
später wurde das Gesetz also etwas nachgeschärft.

Seitdem haben immer wieder die Sektoren Gebäude und Verkehr die viel zu
laschen  Ziele  verfehlt.  Die  vorgelegten  Sofortprogramme  wurden  vom
eingesetzten Expert_Innenrat als zu schwach analysiert und auch dann nicht
umgesetzt. „Na gut“, könnte man jetzt denken, „dann muss doch das Gesetz
noch weiter verschärft werden? Oder der Klimakanzler Scholz persönlich ein
Machtwort sprechen?“. Weit gefehlt.  Die Antwort der Ampel ist es,  dann
einfach das Gesetz wieder zu lockern: Die Sektorenziele sollen abgeschafft
werden und stattdessen nur noch der allgemeine CO2-Ausstoß wirklich klar
überprüft  werden.  Dadurch  können  sich  die  Sektoren  gegenseitig
ausgleichen, wobei man davon ausgehen kann, dass das eher dazu führen



wird,  dass  der  insgesamte  Ausstoß  dadurch  ausgeschöpft  wird  und  die
Emissionen höher bleiben, als sie müssten. Außerdem fällt auch die Pflicht
von Sofortprogrammen weg und man geht eher von vagen Vermutungen zur
zukünftigen  Einsparung  aus  als  die  vergangenen  konkreten  Ausstöße  zu
betrachten.

Was steht dahinter?

Bundesklimaminister  Robert  Habeck,  der die Gesetzesänderung vorgelegt
hat, legitimiert das damit, dass sich ja an das Gesetz eh „keine Sau“ gehalten
hat und in manchen Sektoren der Wandel  nun mal langsamer sei  als  in
anderen.  Besonders  freuen  dürfte  sich  Volker  Wissing.  Als  FDP-
Verkehrsminister  hat  er  sich  gegen  jegliche  Einschränkungen  oder
Steuererhöhungen geweigert und redet ständig von „Technologieoffenheit“,
also dass Wasserstoff- und E-Autos nun mal etwas bräuchten, bis sie sich
wirklich durchsetzen und man sonst ja nichts machen könnte.  Deswegen
bräuchte  der  Verkehrssektor  nur  mehr  Zeit.  Doch das  ist  glatt  gelogen:
Tempolimit,  sofortiger  Autobahnbaustopp  und  ein  dauerhaft  kostenloser
öffentlicher Nah- und Fernverkehr könnten auf der Stelle eingeführt werden.

Dazu  kommt  noch  ein  anderer  Hintergrund:  Die  Debatten  rund  um das
Gebäudeenergiegesetz, auch genannt Heizungsgesetz. Denn man kann dieses
verstehen  als  ein  Programm  zur  Senkung  von  CO2-Ausstoß  im
Gebäudesektor. An sich geht die Initiative in Ordnung, dass Gebäude bei
Neubau oder Sanierungen ordentlich gedämmt werden und die Wärme nicht
auf fossilen Energien beruht. Das große Problem ist hier die Finanzierung,
denn unabhängig vom sozialen Hintergrund werden alle gleich unterstützt.
Jedoch: Die Rechten und vor Allem die Regierungspartei FDP wollten das
gesamte Gesetz  verhindern und haben Panik verbreitet,  dass  den armen
Deutschen nun massenhaft die Öl- und Gas-Heizungen aus der Wand gerissen
würden.

Um sich solche Programme in Zukunft  zu sparen und die FDP ruhig zu
stellen, wird nun das Klimaschutzgesetz abgeschwächt. Die FDP hat sich mal
wieder als  Vertreterin  des Kapitals  in  der  Regierung dargestellt  und als
kleinste Kraft ihren Willen bekommen, vor allem weil SPD und Grüne selbst



die Grundrichtung fahren, fortschrittliche Ziele im Zweifel für die Interessen
des deutschen Kapitals zurückzustellen.

Umweltimperialismus

Da kommt noch die Frage auf: Warum sind es gerade die beiden Sektoren
Gebäude und Verkehr, die ständig ihre Ziele verfehlen? Es gibt dabei einen
Zusammenhang  zum  Umweltimperialismus,  also  die  internationale
Arbeitsteilung, in der dreckige und arbeitsintensive Arbeitsschritte in die
Halbkolonien  ausgelagert  werden,  während  die  sauberen  und
hochtechnologischen  Branchen  in  den  imperialistischen  Zentren  bleiben.
Dies hilft auch den Emissionsstatistiken in Deutschland, denn das CO2 wird
dann  in  den  Fabriken  im  Ausland  ausgestoßen  und  kommt  auf  deren
Rechnung, während die Profite bei den deutschen Konzernen landen.

Doch offensichtlich klappt das nicht bei jedem Sektor. Gebäude müssen nun
mal hier gebaut und geheizt werden und der deutsche Verkehr kann auch
nur schwer im Ausland fahren. Dadurch fällt es diesen Sektoren besonders
schwer, durch solche Tricksereien ihre Statistiken aufzupolieren. Wenn das
Klimaschutzgesetz nun so abgeändert wird, kann das umgangen werden.

Was braucht es?

Klar muss uns sein, dass das Klimaschutzgesetz von Anfang an unzureichend
war:  National  begrenzt,  viel  zu  lasch,  keine  wirklich  unmittelbaren
Verpflichtungen  für  die  Ministerien  und  das  alles  bei  Beibehaltung  der
marktwirtschaftlichen  Ordnung.  Selbstverständlich  muss  so  ein  Gesetz
scheitern und es ist erfrischend ehrlich, dass das Habeck auch so zugibt und
damit zeigt, dass der bürgerliche Klimaschutz am Ende seiner Ideen ist.

Statt  einfache  gesetzliche  Rahmenverschiebungen  brauchen  wir  eine
Verschiebung in der Kontrolle der Produktion! Durch Streiks, Enteignung
und  rätedemokratische  Kontrolle  in  den  umweltschädlichen  Betrieben
können wir die notwendigen Schritte unmittelbar umsetzen und auch dafür
sorgen, dass die gleichen Umweltsünden nicht einfach im Ausland begangen
werden und die Arbeiter_Innen und Unterdrückten nicht doch wieder die
sind, die darunter zu leiden haben. Deswegen muss die Umweltbewegung



den  Anschluss  an  die  Arbeiter_Innen,  deren  Gewerkschaften  und
Arbeitskämpfe  suchen  und  offensiv  gegen  die  sozialen  und  ökologischen
Angriffe der Ampel vorgehen!

Wir fordern deshalb:

Verschärfung und nicht Aufweichung des Klimaschutzgesetzes! Die
Regierung muss sich an das Pariser  Klimaabkommen halten oder
abdanken!
Für eine schnelle Energiewende! Weg vom Individualverkehr, rauf
auf die Schiene! Kostenloser ÖPNV für alle!
Enteignung  und  Umbau  der  umweltschädlichen  Industrie  unter
Kontrolle der Arbeiter_Innenklasse!
Kostenlose  Umschulungsprogramme  für  die  Beschäftigten  in
nachhaltigen Technologien!

Wie Pflegeazubis das Recht auf
Streik genommen wird
Von Paul Fuchs, Juni 2023

Die Ausbildung in der Pflege umfasst 3 Jahre. 3 Jahre, in denen man den
Beruf lernen sollte, in schulischen Phasen die Theorie und in praktischen die
Praxis. Während bei anderen Ausbildungen häufig davon geredet wird, dass
Azubis zum Lernen im Betrieb sind, spricht im Gesundheitssektor so gut wie
niemand  mehr  von  sowas.  Pflegeazubis  sind  Arbeitskräfte  und  werden
dementsprechend in die Arbeit eingeplant. Der Schichtplan wird so gestaltet,
dass  Azubis  nicht  zusätzlich  auf  Station  sind,  sondern  z.B.  eine
Pflegeassistenz ersetzen. Dass dennoch gerade mal der halbe Mindestlohn
gezahlt wird, ist ein Problem, welches alle Auszubildenden kennen. In diesem
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Artikel geht es deshalb speziell um unser Streikrecht. Das Streikrecht, so
kümmerlich es in der BRD durch Jahre des schwachen Klassenkampfes und
der Sozialpartner_Innenschaft geworden sein mag, ist ein Recht, was es um
jeden Millimeter zu verteidigen gilt.

Arbeitgeber_Innen und sogar manchmal Dozent_Innen machen hier Druck
und sprechen Azubis teilweise das Streikrecht völlig ab. Gerade die Charité
übt  sehr  bewusst  Druck  auf  ihre  Auszubildenen  aus.  Bereits  bei  einer
geringen Anzahl  von (entschuldigten) Fehltagen gibt  es,  wenn Streiktage
bevorstehen,  Gespräche  darüber,  dass  sich  kein  weiterer  Fehltag  mehr
erlaubt werden könne. Das Streikrecht ist eigentlich für alle Menschen durch
das  Grundgesetz  gedeckt,  doch  wird  zur  Profitsicherung  immer  wieder
untergraben.

Was ist die aktuelle Situation?
Um zum Examen, also Abschlussprüfung, zugelassen zu werden, darf man
nur eine gewisse Anzahl an Fehltagen haben. In diese zählen Streiktage mit
rein. Wer streikt, muss sich also zwei oder dreimal überlegen, ob man es sich
dann leisten kann, bei Krankheit zu Hause zu bleiben. Und das in einem so
körperlich und emotional anstrengenden Beruf wie der Pflege. Streiktage
werden zwar gesondert notiert, zählen jedoch als Fehltage. Sollten die Noten
einen Antritt zum Examen erlauben, die Fehltage aber eigentlich nicht, ist es
möglich, gegen Ende der Ausbildung einen sogenannten Härtefallantrag zu
stellen. Der Antrag kostet 60 €, ob dieser angenommen oder abgelehnt wird,
bleibt  aber  offen.  Wenn  man  also  an  Streiks  teilnimmt,  gibt  es  keine
Gewissheit, die Ausbildung auch abschließen zu können. In einem Beruf, der
die Arbeiter_Innen mit miserablen Arbeitsbedingungen so kaputt macht, dass
er sich praktisch selbst abschafft.

Wie begründet der Staat das?
Verantwortlich  ist  offiziel  hier  aktuell  die  Senatorin  für  Wissenschaft,
Gesundheit,  Pflege und Gleichstellung.  Im Zuge der TVöD Runde gab es
Diskussionen zwischen der damaligen Senatorin Ulrike Gote (Grüne) Diese
hatte  mit  ihrem Team vor  einigen Monaten ein  Schreiben aufgesetzt,  in



welchem den Azubis selbstverständlich ein Streikrecht zugesprochen wurde.
Ein Recht bringt aber ziemlich wenig, wenn du in einem prekären Arbeitsfeld
psychologisch  unter  Druck  gesetzt  wirst,  es  nicht  wahrzunehmen.  Die
gleichen Menschen, die durch Streiks Profite einbüßen, entscheiden, ob du
am Ende einen Job kriegst oder nicht. Aufgrund mehrerer offener Fragen
wurde  von  der  Ver.di  (Gewerkschaft  der  Dienstleistungen)  eine
Zoomkonferenz organisiert, auf der es bei einem der letzten Arbeitsstreik
eine kleine Diskussion gab. Es wurde sich hinter Bürokratie und konfusen,
juristischen Winkelzügen versteckt. Auszubildene wurden ignoriert und es
wurde mantra-artig  herunter  gerattert,  was auch schon im Schreiben zu
lesen war. So auch der Vorwurf, dass durch Wahrnehmung des Streikrechts
eine  Patient_Innengefährdung  vorliege.  Die  Realität  ist,  dass  selbst  bei
Normalbetrieb jeden Tag in unserem Gesundheitssystem eine Gefährdung für
Patient_Innen und Arbeiter_Innen vorliegt, durch Unterbesetzung und Stress.
Auf  wichtigen  Stationen  gibt  es  bei  einem Streik  eine  Notfallbesetzung,
sodass die Patient_Innen zumindest grundlegend versorgt werden können.
Soweit die Idee, in der Realität unterscheidet sich aber auf vielen Stationen
die Notfallbesetzung gar nicht von der Normalbesetzung oder liegt sogar
über darüber.

Neben  dem Fantasieren  über  ein  „festes  Kontingent  an  Streiktagen  für
Auszubildene“  wird  immer  wieder  auf  den  Härtefallantrag  als  Ausweg
gepocht. Darauf, dass dieser jedoch keine Sicherheit darstellt und genauso
gut abgelehnt werden kann, war die Antwort: „Wir werden diese wohlwollend
bearbeiten“. Toll, vielen Dank! Aussagen wie diese stellen innerhalb eines
halb öffentlichen Zoommeetings keinerlei Verbindlichkeit, geschweige denn
Sicherheit dar.
Frau  Gote  nimmt  damit  einfach  hin,  was  für  einem  Druck  und  Stress
Auszubildende  in  der  Pflege  ausgesetzt  sind.  Zahlreiche  Beispiele  für
psychologischen  Druck  bei  Personalgesprächen  über  Fehlzeiten  wurden
einfach ignoriert.  In der Realität verzichten Auszubildene eher auf Streik
oder  gehen  krank  zur  Arbeit,  anstatt  ihre  ökonomische  Grundlage
aufzugeben. Laut Gote sei das Ganze ja gar kein Eingriff ins Streikrecht, weil
die  Streiktage würden zwar als  Fehlzeiten gezählt  und ergeben dadurch
einen  direkten  Nachteil,  aber,  Zitat:  „Das  Problem sei  nicht  der  Streik,



sondern das Fehlen“.
Mittlerweile wird der Posten von Dr. Ina Czyborra (SPD) bekleidet, im Zuge
des Koalitionsvertrages wurde viel versprochen, erfahrungsgemäß sollten wir
uns keine Hoffnungen in einen Personellen Wechsel bei Vertreter*innen des
Kapitals machen.

Und die Gewerkschaft?
Der  Bürokratische  Charakter  der  Gewerkschaften  hat  sich  in  diesem
Tarifkampf wieder einmal zur schau gestellt. Die Führung versucht, statt die
Interessen des Proletariats durchzusetzen wird versucht ein Kompromiss zu
finden. Sozialpartnerschaft nennt sich der Spaß dann in dem wir immer als
Verlierer  raus  gehen.  Die  Gewerkschaftsführung  gibt  sich  im  Wortlaut
radikal,  beweist,  gerade  zu  anfang  der  Tariffrunden,  sogar  eine  klare
Klassenanalyse. Doch das gesagte wird schnell vergessen und es wird auf die
Verhandlungen und die individuelle schwäche einzelner geschoben, dass es
kein besseres Ergebnis bleibt.  Linke Teile des Apparats lassen sich auch
gerne hin reißen zu Aussagen wie „es wäre mehr drinn gewesen“, jedoch
verbleiben sie stehts bei  einer ökonomistischen Kritik.  Die Frage um die
Führung, bzw die demokratisierung der Gewerkschaften darf nicht gestellt
werden.
Was diese Tarifrunde getötet war das sogenannte Schlichtungsabkommen,
ein  Deal  zwischen  der  Verdi  und  den  Arbeitgebern,  der  beiden  Seiten
während  einer  Tarifverhandlung  jederzeit  ermöglicht  eine  Schlichtung
einzuberufen. Also eine erneute Verhandlung hinter verschlossenen Türen, es
herrscht  absolutes  Informationsverbot.  Vermeidlich  neutrale
Schlichter*innen  werden  von  jeder  Seite  gewählt  und  es  herrscht
Friedenspflicht,  ergo  es  darf  nicht  gestreikt  werden.  Dieses
Schlichtungsverfahren  ist  nicht  nur  absolut  lächerlich,  es  hat  auch  ein
gigantisches Demobilisierungspotenzial. Darüber hinaus gibt es keine einzige
realistische  Situation  in  der  es  in  unserem  Interesse  wäre  so  eine
Schlichtung einzuberufen, Anträge auf Kündigung gibt es seit Jahren, werden
vom  Apparat  aber  stehts  abgewehrt.  Die  Gewerkschaftsbürokratie  hat
erfolgreich den Erzwingungsstreik abwenden können, aber warum ist das in
ihrem Interesse?



Ähnlich wie die politische Bürokratie fungiert sie als kapitalistcher Agent in
den  Reihen  des  Proletariats.  Sie  stehen  jedoch  zwischen  den  Stühlen,
ebendso wie ihnen das Kapital gefährlich werden kann, kann ihnen auch die
Basis  gefährlich  werden  da  eine  demokratische  und  kämpferische
Gewerkschaft ihre Abschaffung bedeutet. Der Erzwinungsstreik stellt einen
wichtigen Moment der kollektiven Selbstermächtigung dar, das Proletariat
sieht welche Macht es hat und durch die viele Zeit die mit Kolleg*innen
verbracht  wird  ohne  den  Druck  der  Lohnarbeit,  können  Diskussionen
darüber instehen wozu man die Gewerkschaftsführung überhaupt braucht
oder warum diese das 10 Fache unserer Gehälter bekommen.

Zum Schlichtungsergebnis, es ist schlecht, sehr schlecht. Sie reichen nicht
aus um altes Personal zu halten, geschweige denn neues zu Gewinnen. Das
fortführen des Kollaps der Pflege ist die Folge.

Wenn euch die Rolle der Gewerkschaftsführung weiter gehend interessiert
empfehelen  wir  diesen  Artikel  der  Gruppe  ArbeiterInnenmacht:
https://arbeiterinnenmacht.de/2023/05/20/tvoed-bund-und-kommunen-buerok
ratie-redet-sich-auch-die-mitgliederbefragung-schoen/

Was braucht es stattdessen?
Organisation  statt  Entpolitisierung.  Die  Ausbildung  beschreibt  einen
Übergang von der Jugend zum Proletariat. Dies ist eine hochpolitische Zeit,
in  der  sich  im Individuum viel  verändert,  aber  auch der  Grundstein  für
zukünftige Klassenkämpfe gelegt wird. Die permanente Unterdrückung der
Auszubildenden  durch  Berufsschule  und  Arbeitgeber_Innen,  heißt  es
entschlossen zu bekämpfen. Die bürokratische Ver.di Jugend bietet hierbei
gute erste Anlaufstellen,  jedoch keine Lösung. Was es braucht,  ist  einen
Verbund von Auszubildenen im engen Austausch mit den Arbeiter_Innen im
Betrieb.  Die  künstliche  Spaltung  in  „Kämpfe  der  Auszubildenen“  und
„Kämpfe der Beschäftigten“ durch Ver.di und Arbeitgeber_Innen muss mit
gemeinsamen Streiks und gemeinsamen Kämpfen beantwortet werden. Nicht
nur  betreffen  uns  nach  spätestens  drei  Jahren  die  Realitäten  der
Beschäftigten, auch sind diese auf gute zukünftige Kolleg_Innen angewiesen.
Letzteres kann es im momentanen Gesundheitssystem nicht geben, da der
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Kapitalismus auf Profite angewiesen ist  und diese immer auf Kosten der
Arbeiter_Innen  gesichert  werden.  Es  braucht  also  vor  allem  eine
antikapitalistische  Perspektive  für  die  Arbeitskämpfe  in  der  Pflege.

Trotzdem  sollte  man  bestehende  Strukturen  wie  die  Jugend-  und
Auszubildendenvertretungen (JAV) in Betriebsräten nutzen, sie sind jedoch
kein  Ersatz  für  basisdemokratische  Verbunde  von  Auszubildenen.  Die
Berufsschulen  haben  nicht  zu  entscheiden,  ob  und  welche  Flyer  in  den
Berufsschulen verteilt werden, das Recht auf freie Propaganda gilt es auch
zu erkämpfen! Es sind unsere Kämpfe und wir haben zu entscheiden, welche
Schwerpunkte  wir  legen.  Dabei  gilt  es  auch  zu  erkämpfen  dass  die
Auszubildenden,  zum Beispiel  im Zuge des Kurssprecher*innentreffen die
Möglichkeit haben miteinander zu diskustieren ohne das Lehrer*innen und
Schulleitung mit  am Tisch sitzen wie derzeit.  Diskussionen die auch nur
leicht über den Berufsschulalltag hinaus gehen werden strickt unterbunden,
politischer Diskurs verunmöglicht. Ein wichtiger Moment des Austausches
verkommt zu einem technisches Punkte abhacken, ohne Diskurs.
Gegen die Entpolitisierung durch die Ver.di. Arbeitskampf ist Klassenkampf
und sollte als dieser benannt werden. Malle-Hits und zwei Demosprüche, die
keinerlei Forderung aufwerfen, sind nicht genug. Es muss die Möglichkeit für
Auszubildene bestehen, ihre Perspektive darzulegen.

Dafür  benötigt  es  Komitees  von  Auszubildenen,  die  weder  durch  Ver.di,
Berufsschule noch Arbeitgeber bevormundet werden!

Ente ignung  der  P f l ege  und  Vers taa t l i chung  unter
Arbeiter_Innenkontrolle!
Arbeitszeitverkürzung bei voller Lohnfortzahlung!
Uneingeschränktes Streikrecht für alle Azubis und Beschäftigte!
Raum für politische Diskussionen unter Azubis ohne bevormundung
durch die Schulleitung!
Basisdemokratische Gewerkschaften statt bürokratischem Verrat!
Für gläserne Verhandlungen, jede Verhandlung mit dem Arbeitgeber
m u s s  v i a  I n t e r n e t  l i v e g e s t r e a m t  w e r d e n !  K e i n e
Hinterzimmerverhandlungen



EndFossil:Occupy  –  Besetzen
gegen die Klimakrise!
Von Lia Malinovski, Mai 2023

Seit dem 2. Mai sind deutschlandweit mehrere Besetzungen an Schulen und
Unis  im Gange oder  geplant.  In  Berlin  startete  End Fossil:  Occupy!  am
Dienstag, den 2. Mai, der Emil Fischer Hörsaal der Humboldt Universität
wurde besetzt! Mittlerweile wurde sich dort entschlossen, die Besetzung zu
beenden. In Hamburg begann die Besetzung des Hörsaals am Von-Melle-Park
9 (VMP9) der Universität  Hamburg am Mittwoch und hält  bis  heute an.
Seitens des Präsidiums der Uni war die Besetzung zunächst bis Montag den
8.  Mai  geduldet.  Wie  lange  die  Besetzung  nun  noch  durchhält,  ist  von
mehreren Faktoren abhängig. Darunter die Motivation der Besetzenden und
deren Errungenschaften. Die aktuelle Besetzungswelle ist aber nicht nur in
Deutschland,  sondern  international:  Neben  Besetzungen  in  Spanien  und
Italien finden auch Aktionen in Portugal und Tschechien statt.

EndFossil:  Occupy! (EFO) wirft mit seinen Besetzungen erneut die Frage
nach  der  Strategie  und  der  Neuaufstellung  der  Umweltbewegung  in
Deutschland und international auf. Mit Antikapitalismus und der Aktionsform
der  Besetzung  sollen  neue  Gruppen  angesprochen  werden  und  die
Stagnation  der  Umweltbewegung,  die  sich  besonders  an  FFF  zeigt,
überwunden werden. Damit ist EFO nicht alleine: Ende Gelände, Extinction
Rebellion oder die Letzte Generation versuchen das ebenfalls, jeweils ihre
andere Art und Weise und mal mehr,  mal weniger erfolgreich.  Alle EFO
haben aber  eine Problematik  gemeinsam: Obwohl  in  Teilen ein  gewisser
Antikapitalismus vertreten ist, gibt es keine Perspektive zur Überwindung
des  Kapitalismus.  Es  wird  an  die  Politik  appelliert  oder  schlicht  zur
Organisierung und „Überwindung der Verhältnisse“ aufgerufen, ohne dabei
ein klares Ziel oder Weg dorthin zu formulieren. Um das zu verdeutlichen,

https://onesolutionrevolution.de/endfossiloccupy-besetzen-gegen-die-klimakrise/
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wollen  wir  hier  auf  einige  Forderungen  von  EFO Bundesweit  eingehen:
„Energieproduktion vergesellschaften!“. Im Erklärungstext zu der Forderung
sieht EFO, dass die Konzerne den kurzfristigen Profit an erster Stelle sieht,
auch wenn dabei die Lebensgrundlagen der Menschheit zerstört werden.

Sie  erkennen richtig,  dass  die  Produktion  in  den  Händen von  einzelnen
Konzernen und deren Bossen nicht im Interesse der Mehrheit, besonders der
Arbeiter_Innen ist. Aber geht es darum, das zu verändern, schließen sie sich
der Forderung „RWE&Co. Enteignen“ an.  Dabei  ersetzen sie den Begriff
Enteignung  durch  Vergesellschaftung,  klären  aber  nicht  die  Frage  der
Kontrolle. In den Händen des Staates wird die Energieproduktion nicht im
Interesse der Mehrheit, dem Proletariat, organisiert, sondern zur Sicherung
der Profite anderer Wirtschaftsbranchen, siehe hier Vattenfall. Damit ist es
auch  keine  Forderung,  die  im Interesse  der  Umweltbewegung ist:  Denn
Profite  für  wenige  gehen  immer  auf  Kosten  der  Mehrheit,  ohne
Rücksichtnahme auf die Umwelt. Die Forderung muss also durch die Frage
der Kontrolle über die (Energie) Produktion ergänzt werden. Wir schlagen
hier vor, dass Konzerne wie RWE und Co unter demokratische Kontrolle der
Beschäftigten  enteignet  wird,  realisiert  durch  die  Organisierung  der
Arbeiter_Innen  in  Betriebskomitees.

Auch wenn wir  Kritik  an  den Forderungen haben,  die  nicht  weit  genug
gehen, sind sie ein großer Schritt in die richtige Richtung: Denn während
FFF und die  Letzte  Generation an die  Politik  auffordern,  geht  EFO den
Schritt weiter zu sagen,, dass reines Appellieren nicht reicht! Sie machen
deutlich,  dass  es  Selbstorganisierung  braucht  in  Form  von  Streiks  und
Besetzungen, an Schulen und Unis und langfristig auch im Betrieb!

Wie  muss  es  mit  den  Besetzungen
weitergehen?
Die  Berliner  Besetzung  hat  sich  mittlerweile  aufgelöst,  die  Hamburger
Besetzung geht in die Verhandlungen und Besetzungen in anderen Städten
beginnen  erst  jetzt.  Optimalerweise  hätten  sich  die  Städte  konsequent
abgesprochen sollen, dass alle Besetzungen gleichzeitig starten, aber das ist



bei  einer  jungen  Bewegung  nicht  immer  leicht.  Es  hätte  jedoch  eine
bundesweite Planung gebraucht, die das gesamte Geschehen koordiniert und
in Verhandlungen nicht  nur als  absprechende Position,  sondern auch als
leitende fungiert. Damit könnte die Einhaltung der Forderungen kontrolliert,
und die Aufmerksamkeit für die Besetzungen entscheidend erhöht werden.

Für die Berliner Besetzung gilt einerseits, dass sich das Bündnis ausweiten
sollte und auf erneute Besetzungen vorbereiten muss, bis die Forderungen
erfüllt sind. Für Hamburg und die jetzt Startenden gilt andererseits, dass sie
sich vor der Uni nicht klein machen dürfen, sondern auf ihren Forderungen
beharren  müssen!  Aber  sie  müssen  sich  auch  mit  den  studentisch
Beschäftigten vereinen, denn wenn die anstehenden Streiks noch mit den
Besetzungen verbunden werden, kann die Uni nicht länger wegsehen oder
die Besetzung isolieren! So können die Verhandlungen rund um TV Stud eine
Möglichkeit sein sich aktiv mit den Beschäftigten, zunächst denen an der
eigenen  Uni,  zu  solidarisieren  und  gemeinsam  zu  kämpfen!  Deren
Forderungen durch Besetzungen zu untermauern und sie  gleichzeitig  als
Verbündete im Kampf für Klimagerechtigkeit zu gewinnen! Außerdem ist es
zentral sich auch mit Arbeiter_innen aus anderen Bereichen in Verbindung zu
setzen, wie es zwischen den ÖPNV-Streikenden und linken Ortsgruppen von
Fridays  for  Future  bereits  geschehen ist!  Denn nur  gemeinsam mit  den
Arbeiter_innen ist  es  möglich die  Kraft  zu erlangen,  die  es  braucht,  um
Klimagerechtigkeit durchzusetzen!

Richtigerweise  fordert  EFO  auch  einen  Klimageneralstreik.  Streiks  und
Besetzungen müssen bis zu einem Generalstreik geführt werden, der die
Macht des fossilen Kapitalismus bricht und eine ökologische Transformation
unter Kontrolle der Arbeiter_innen und Jugendlichen ermöglicht!


